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2. La situation en Suisse/Die Situation in der Schweiz

Revision Urheberrechtsgesetz

Révision de la Loi sur le droit d’auteur

Emanuel Meyer, Legal Adviser im
Bereich Urheberrecht und verwandte
Schutzrechte beim Eidg. Institut fiir
Geistiges Eigentum/Institut fédéral de
la propriété intellectuelle

Die digitale Revolution hat die Art und
Weise, wie wir mit Wissen und Kultur-
giitern umgehen, in tief greifender Wei-
se verandert. Die Notwendigkeit einer
Uberpriifung des dazugehérigen recht-
lichen Rahmens liegt deshalb auf der
Hand. Sie erfolgte auf internationaler
Ebene unter der Obhut der WIPO und
filhrte 1996 zu den so genannten
WIPO-Internet-Abkommen (WCT' und
WPPT?).

Durch die WIPO-Internet-Abkommen
wird der Schutz der Werkschaffenden
international der technischen Entwick-
lung im Kommunikationsbereich an-
gepasst mit der Anerkennung des
«Rechts der o6ffentlichen Zuginglich-
machung» (Online-Recht), des recht-
lichen Schutzes technischer Massnah-
men und der Personlichkeitsrechte von

Interpreten.
Zudem wurde einem lingst filligen
Anliegen der Entwicklungslinder

Rechnung getragen, indem der Rechts-
schutz auf Darbietungen von Aus-
drucksweisen der Folklore ausgedehnt
wurde.

Die Abkommen bieten die Mog-
lichkeit, in Ausnahmefillen auch
Schutzschranken vorzusehen, sofern
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durch diese nicht die normale Rechte-
verwertung und die gerechtfertigten
Interessen der Rechteinhaber in unbil-
liger Weise beeintrichtigt werden.

Die Schweiz ist durch das Ubereinkom-
men zur Errichtung der Europiischen
Freihandelsassoziation (EFTA)? ver-
pflichtet, den WIPO-Internet-Abkom-
men beizutreten. Bei der Umsetzung
derinternationalen Vorgaben orientiert
sich der Revisionsentwurf weitgehend
am europdischen Recht. Er gewichtet
aber die Interessen der Nutzer und
Konsumenten héher, als es die Richtli-
nie2001/29/EG des Europdischen Par-
laments und des Rates zur Harmonisie-
rung bestimmter Aspekte des Urheber-
rechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft
tut.

Um sicherzustellen, dass iiber den
rechtlichen Schutz technischer Mass-
nahmen nicht Schranken des Urheber-
rechts ausgehebelt werden konnen,
wurde deshalb eine Bestimmung auf-
genommen, wonach nicht belangt wer-
den kann, wer die technischen Mass-
nahmen ausschliesslich zum Zweck
einer gesetzlich erlaubten Verwendung
umgeht.

Wihrend die Anerkennung der Inter-
pretenpersonlichkeitsrechte und die
Ausdehnung des Schutzes auf Darbie-
tungen von Ausdrucksweisen der Fol-
klore wenig Anlass zu Besorgnis zu
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geben scheinen, stehen die Urheber-
rechtsschranken, das Online-Recht
und der Schutz technischer Massnah-
men im Zentrum der Aufmerksamkeit.
Oftmals wird dabei aber die Diskussion
eher emotional als sachlich gefiihrt.
Eine etwas niichternere Betrachtung
zeigt, dass die Modernisierung des Ur-
heberrechts so problematisch gar nicht
ist.

Zugang zu Wissen

Einer der umstrittensten Punkte ist der
Zugang zu Wissen. Es ist zu erwarten,
dass das Internet inskiinftig das zen-
trale Medium zur Wissensverbreitung
darstellt. In diesem Sinne dussert sich
beispielsweise auch die Berliner Erkli-
rung tiber offenen Zugang zu wissen-
schaftlichem Wissen4. Die Gewdhrung
eines Online-Rechts und vor allem auch
der Schutz technischer Massnahmen
wie Zugangs- und Kopierbeschrin-
kungen werden als Bedrohung fiir
ebendiese Wissensverbreitung gese-
hen.

1 http://www.wipo.int/treaties/en/ip /wct/
index.html

2 http://www.wipo.int/treaties/en/ip Jwppt/
index.html

3 Konsolidierte Fassung des Vaduzer Abkom-
mens vom 21. Juni 2001

4 http://www.zim.mpg.de fopenaccess-berlin/

berlindeclaration.html



Hierzu sind einige, an sich bekannte,
grundsitzliche Uberlegungen in Erin-
nerung zu rufen: Das Urheberrecht
monopolisiert nicht Wissen. Ein Werk
ist nur in seiner konkreten Ausgestal-
tung geschiitzt. Zum Beispiel sind die
Schriften Einsteins urheberrechtlich
geschiitzt. Sie diirfen ohne Erlaubnis
der Rechteinhaber nicht verbreitet wer-
den. Das heisst indessen nicht, dass
seine berithmte Formel nicht wiederge-
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geben und (in eigenen Worten) erklart
werden diirfte. Das ist aus urheber-
rechtlicher Sicht zuldssig und wird
auch getans. Immaterialgiiterrechte
sollen der Dissemination von Wissen
nicht entgegenstehen.

Das zeigt sich nebenbei bemerkt
auch im Bereich des Patentrechts: Be-
dingung fiir die Erteilung eines Patents
ist die so genannte Offenlegung: Die
Erfindung ist im Patentgesuch so dar-
zulegen, dass der Fachmann sie aus-
fithren kann®. Die Patentschriften sind
regelmassig 6ffentlich zuganglich. Das
Patentrecht soll nicht nur einen Anreiz
fur erfinderische Tdtigkeit bieten, son-
dern bezweckt auch die Erleichterung
des Zugangs zu Wissen.

Das Urheberrecht bezweckt nicht die
Verhinderung der Verbreitung von

5 http://de.wikipedia.org/wiki/Spezielle_
Relativit%C3%A4tstheorie

6 Art. 50 PatG

7 http://www.alberteinstein.info/
Jeff Rothenberg, Avoiding Technological
Quicksand: Finding a Viable Technical
Foundation for Digital Preservation, 1998,
http://www.clir.org /PUBS freports [rothen-
berg/introduction.html#introduction
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Werken. Das Urheberrecht gibt den
Werkschaffenden die Méglichkeit, zu
bestimmen, wie ihr Werk genutzt wer-
den kann. Der Urheber entscheidet
iiber die Verwendungsmoglichkeiten.
Er kann gestiitzt auf das Urheberrecht
bestimmte Nutzungen seines Werks in
seiner konkreten Ausgestaltung verbie-
ten — er muss es aber nicht. Er kann
zum Beispiel die weitere Nutzung
durch den Gebrauch einer Creative-
Commons-Lizenz generell erlauben,
oder er kann das Werk im Internet un-
entgeltlich und ohne jeglichen Schutz
durch technische Massnahmen zu-
ganglich machen, wie es die Inhaber
der Rechte an den Schriften Einsteins
getan haben’.

Problematisch ist der Preisanstieg wis-
senschaftlicher Zeitschriften, der sie
fiir viele unerschwinglich macht. Aus
dem Umstand, dass die Verlage die Ver-
breitung der Zeitschriften iiber das Ur-
heberrecht, das sie sich von den Auto-
ren abtreten lassen, und iiber tech-
nische Massnahmen kontrollieren,
wird vielfach geschlossen, dass das Ur-
heberrechtdem ungehinderten Zugang
zu diesen Artikeln im Weg steht. Diese
Argumentation lisst aber ausser Acht,
dass das Urheberrecht durchaus Alter-
nativen bietet, zum Beispiel durch die
Erteilung eines freien, unwiderruf-
lichen und weltweiten Zugangsrechts,
wie es die Berliner Erklirung tiber of-
fenen Zugang zu wissenschaftlichem
Wissen propagiert.

Das Urheberrecht bezweckt nicht die
Verhinderung der Verbreitung von Wer-
ken. Das Urheberrecht gibt den Werk-
schaffenden die Méglichkeit, zu bestim-
men, wie ihr Werk genutzt werden
kann.

Eine Méglichkeit zur Wahrung des
Zuganges zu Wissen ist also, dass sich
die wissenschaftliche Gemeinde die
Méglichkeiten des Urheberrechts zu-
nutze macht und zum «Prinzip des of-
fenen Zugangs» tibergeht.

Schranken im digitalen Umfeld

Die Anpassung der Rechte der Urheber
an die Digitaltechnologie ist wichtig.
Mindestens ebenso wichtig — aber von
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der Offentlichkeit viel weniger beach-
tet — sind die ebenfalls in der Vorlage
enthaltenen Anpassungen der Urhe-
berrechtsschranken. Bei der Kommu-
nikation iiber das Internet fallen bei

Eine Moglichkeit zur Wahrung des Zu-
ganges zu Wissen ist also, dass sich die
wissenschaftliche Gemeinde die Mog-
lichkeiten des Urheberrechts zunutze-
macht und zum «Prinzip des offenen
Zugangs» iibergeht.

den Internet-Service-Providern (ISP)
voriibergehende Vervielfiltigungen an.
Weil jede Vervielfiltigung eine urhe-
berrechtlich relevante Nutzung dar-
stellt, sehen sich die ISP einem nicht
zu unterschitzenden Haftungsrisiko
ausgesetzt, wenn Werke unerlaubter-
weise uiber das Internet verbreitet wer-
den. Im Interesse der modernen Kom-
munikationsmoglichkeiten sieht die
Vorlage hier eine gesetzliche Lizenz
vor, um ISP vor derartigen Haftungsan-
spriichen zu schiitzen.

«Digital documents last forever — or five
years, whichever comes first»%.

Im Moment noch weniger im Zentrum
der Diskussion steht die Problematik
des Erhalts digitaler Inhalte. Es ist aber
bereits jetzt abzusehen, dass sie nicht
zu unterschitzen ist. Nach geltendem
Rechtdarf, um die Erhaltung des Werks
sicherzustellen, davon eine einzelne
Sicherungs- bzw. Archivkopie angefer-
tigt werden.

Die Moglichkeit einer einzelnen
Archivkopie wird der Problematik des
Erhalts digitaler Werke nicht gerecht.
Die Datentriger miissen regelmissig
aufgefrischt werden. Es muss die Mog-
lichkeit bestehen, digitale Werke auf
neue Datentriger zu kopieren oder sie
zu migrieren etc. Diese Vorginge sind
immer mit einer urheberrechtlich rele-
vanten Vervielfiltigung verbunden.

Damit das Urheberrecht dem Do-
kumentationsauftrag der Bibliotheken
und dhnlicher Einrichtungen nicht ent-
gegensteht, wurde in die Vorlage eine
Bestimmung aufgenommen, welche
vorsieht, dass offentlich zugingliche
Bibliotheken, Bildungseinrichtungen,
Museen und Archive die zur Sicherung
und Erhaltung ihrer Bestinde notwen-



digen Werkexemplare herstellen diir-
fen, sofern mit diesen Kopien kein wirt-
schaftlicher oder kommerzieller Zweck
verfolgt wird.

Schliesslich soll den Menschen mit
Behinderungen der Zugang zu Werken
erleichtert werden. Auch sie sollen von
den neuen Moglichkeiten der Werkver-
mittlung profitieren kénnen. Eine neue
gesetzliche Lizenz sieht deshalb vor,
dass veroffentlichte Werke in einer
Form vervielfiltigt werden diirfen, die
es Menschen mit Behinderungen er-
laubt, diese Werke sinnlich wahrzuneh-
men.

Regelung von On-Demand-Diensten
Die Vorlage enthidltauch Anpassungen,
die durch das Aufkommen von On-De-
mand-Diensten notig wurden. Werden
Werke tiber On-Demand-Angebote her-
untergeladen, entsteht eine urheber-
rechtlich relevante Vervielfiltigung.

Private brauchen sich dariiber nicht
weiter den Kopf zu zerbrechen. Ein sol-
ches Herunterladen stellt eine Verviel-
filtigung zum Eigengebrauch dar. Sie
ist Privaten erlaubt.

Das ist nicht der Fall beim Verviel-
filtigen von Werkexemplaren in Betrie-
ben, offentlichen Verwaltungen, Insti-
tuten, Kommissionen und &hnlichen
Einrichtungen. Diese verfiigen nim-
lich nur tiber eine im Vergleich zu Pri-

vaten eingeschrinkte Erlaubnis. Die
vollstindige oder weitgehend vollstin-
dige Vervielfiltigung im Handel erhilt-
licher Werkexemplare ist ihnen nicht
erlaubto.

Eine Anpassung der Regelung der
Verwendung zum Eigengebrauch soll
dafiir sorgen, dass auch sie legale On-
Demand-Angebote nutzen kénnen,
ohne bei vereinbarungsgemisser Nut-
zung dem Risiko einer Urheberrechts-
verletzung ausgesetzt zu sein.

Die Erlaubnis zur Verwendung zum
Eigengebrauch ist verbunden mit
einem Vergiitungsanspuch der Rechte-
inhaber. Um zu verhindern, dass Kon-
sumenten beim Herunterladen von
Werken tiber elektronische Bezahl-
dienste zusitzlich durch die Vergii-
tungsregelung fiir das Vervielfiltigen
zum Eigengebrauch belastet werden,
werden die mit dem elektronischen
Einkauf von Werken verbundenen Ver-
vielfiltigungen von diesem Vergii-
tungsanspruch ausgenommen.

Soweit die Leertrigervergiitung
auch Speichermedien erfasst, die beim
Herunterladen von Werken tiber On-
Demand-Dienste Verwendung finden,
wird die Einschrinkung der Vergii-
tungspflicht bei der Festsetzung der
Entschidigungshéhe  berticksichtigt
werden miissen.

Weitere Forderungen

Im Rahmen der Teilrevision des Urhe-
berrechtsgesetzes werden auch ver-
schiedene Forderungen gestellt, die mit
einer Anpassung des Urheberrechts an
die Digitaltechnologie nicht in einem
direkten Zusammenhang stehen. Teil-
weise wurden diese Forderungen be-
reits anldsslich der 1993 in Kraft getre-
tenen Totalrevision gestellt (so zum
Beispiel die Bibliothekstantieme, das
Folgerecht und das Produzenten-
recht).

Dasich die diesbeziiglichen Auffas-
sungen seither nicht verdndert haben,
besteht kein Grund, die damals getrof-
fenen Entscheide erneut zu diskutie-
ren. Der Bundesrat hat deswegen auf
eine Aufnahme dieser Forderungen in
die Vorlage verzichtet. Teilweise betref-
fen die Forderungen weder Werke noch
damitverbundene Leistungen, sondern
esgehtumeinen Schutzvon Leistungen
(so zum Beispiel der Schutz von nicht
urheberrechtgeschiitzten Fotografien
und der Datenbankschutz). Mangels
Bezug zum Gegenstand der Revision
wurde auch hier auf eine Aufnahme in
die Vorlage verzichtet.

contact:

emanuel.meyer@ipi.ch

9 Art. 19 Abs. 3 lit. a URG

Das neue Urheberrecht bittet zur Kasse
Le nouveau droit d’auteur se présente a la caisse

Claudia Bolla-Vincenz
Dachverband der Urheber- und
Nachbarrechtsnutzer (DUN)

Der Bundesrat will den Schutz des Urhe-
berrechts an die moderne Informations-
gesellschaft anpassen. Dabei schiesst er
iiber das Ziel hinaus. Die Rechte der N ut-
zer und Nutzerinnen werden beschnit-
ten, obwohl Wirtschaft und Bevélkerung
jahrlich fast 200 Millionen Franken Ur-
heberrechtsentschadigungen bezahlen.
Der Dachverband der Urheber- und
Nachbarrechtsnutzer (DUN) hilt den
Gesetzesentwurf fiir einseitig und un-
ausgewogen und lehnt ihn deshalb ab.
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Neue Informationstechnologien wie
Internet und Mobiltelefonie sind aus
unserem Leben nicht mehr wegzuden-
ken. Das Internet iibertrigt beliebige
Inhalte von einem Ende der Welt zum
andern - in Sekundenschnelle und
glinstig.

Die Welt ist heute digital. Als das
Urheberrechtsgesetz geschrieben wur-
de, war die Welt noch analog und die
Informationsgesellschaft wurde erst
prognostiziert.

Heute werden Zeitungsartikel mit
einem Mausklick kopiert, Bilder per
MMS weiterverschickt und Lieder her-
untergeladen. Die CD muss lingst
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nicht mehr im Geschift gekauft wer-
den, sondern die einzelnen Lieder kon-
nen Tag und Nacht online erworben
werden.

Die neuen Informationstechnolo-
gien fiihren zu einem erleichterten
Umgang mit Liedern, Zeitungsartikeln
und anderen urheberrechtlich ge-
schiitzten Werken. Die neuen Méglich-
keiten verindern die Gewohnheiten
und die Bediirfnisse der Konsumenten
und Konsumentinnen. Nicht immer
kommen die Berechtigten diesen Be-
duirfnissen nach. Vielmehr fiirchtet bei-
spielsweise die Musikbranche um ih-
ren Umsatz und stattet CD haufig mit



Kopiersperren aus. Die Digitaltechno-
logie wiirde an sich erlauben, beliebig
viele — mit dem Original identische —
Kopien herzustellen. Aber die Digital-
technologie erlaubt eben auch, Inhalte
mittels Kopiersperren zu schiitzen.

Der Bundesrat schiesst iiber das Ziel hi-
naus

Der urheberrechtliche Schutz soll nach
dem Wunsch des Bundesrates an die
moderne Informationsgesellschaft an-
gepasst werden. Am 1o. Mirz dieses
Jahres legte er eine Botschaft sowie
zwel Gesetzesentwiirfe vor. Die Ge-
setzesdnderung ist notwendig, um die
beiden Internetabkommen der Weltor-
ganisation fiir geistiges Eigentum
WIPO zu ratifizieren. Die WIPO hat
bereits 1996 das Wipo Copyright Treaty
(WCT) und das Wipo Performances and
Phonograms Treaty (WPPT) verab-
schiedet.

Mit dem schweizerischen Gesetzes-
entwurf schiesst der Bundesrat aber
weitiiber das Ziel hinaus und beschnei-
det die Rechte der Nutzer und Nutze-
rinnen massiv. Das Gleichgewicht in-
nerhalb des Gesetzes wird zuunguns-
ten der Nutzer und Nutzerinnen ver-
schoben. Die Rechte der Urheber und
Inhaber der verwandten Schutzrechte
halten nicht mehr die Balance mit den
Rechten der Nutzer.

Gerade im Urheberrecht ist dieses
Gleichgewicht von immenser Bedeu-
tung, da die Interessen dusserst gegen-
sitzlich sind. Die Kulturschaffenden
und die Produzenten wiinschen sich
Exklusivrechte, wihrend die Wirtschaft,
die Konsumenten und die anderen Nut-
zernacheinemumfassendenund giins-
tigen Zugang zu den Inhalten streben.

Die Umgehung von technischen Mass-
nahmen wird verboten

Die bedeutendste Anderung ist die ge-
plante Einfiihrung eines eigenstin-
digen Schutzsystems fiir technische
Massnahmen. Derartige technische
Massnahmen dirfen kiinftig nicht um-
gangen werden. Technische Massnah-
men sind Vorkehrungen in Geridten
und Computern, die verhindern, dass
Nutzer unberechtigt Zugang zu digi-
talen Inhalten erhalten oder diese ohne
Berechtigung kopieren. Zu den tech-
nischen Massnahmen gehoren Zu-
gangsschranken bei Internetdiensten
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wie der passwortgeschiitzte Zugang zu
einem Online-Musikgeschiftoder auch
Kopiersperren auf CD und DVD.

Viele elektronische Vertriebssy-
steme setzen technische Massnahmen
bereits erfolgreich ein. Elektronische
Vertriebssysteme, auch Digital-Rights
Management-Systeme genannt (DRM-
Systeme), existieren fiir verschiedenste
digitale Inhalte. Die technischen Mass-
nahmen erméglichen eine sichere und
unkomplizierte Rechteverwaltung. On-
line-Musikliden funktionieren dank
der technischen Massnahmen.

Neu sollen wirksame technische
Massnahmen auch rechtlich gehand-
habt werden, indem ihre Umgehung
verboten wird. Als wirksametechnische
Massnahmen bezeichnet der Gesetzes-
entwurf Technologien und Vorrich-
tungen wie Zugangs- und Kopierkon-
trollen, Verschliisselungs-, Verzer-
rungs- und andere Umwandlungsme-
chanismen, die bestimmt und geeignet
sind, unerlaubte Verwendungen zu ver-
hindern. Weiter sollen auch bereits die
Herstellung und der Vertrieb von Um-
gehungssoftware sowie das Anbieten
von Dienstleistungen zur Umgehung
von Schutzvorrichtungen verboten
werden. Das Verbot von blossen Vorbe-
reitungshandlungen geht zu weit und
ist abzulehnen. Den Rechteinhabern
wiirde damit eine enorm grosse Kon-
trolle iiber mogliche Vorrichtungen
und Dienstleistungen zur Umgehung
der urheberrechtlichen Schranken ein-
gerdumt.

Die Regelung schadet Bildung, Wissen-
schaft und Kultur

Das Umgehungsverbotdertechnischen
Massnahmen beschrinkt die Nutzer
und Nutzerinnen stark und birgt unter
anderem die Gefahr von Grundrechts-
verletzungen.

Die Verbreitung von Informatio-
nen und deren Empfang sind wichtige
Punkte der Meinungs-, Informations-
und Medienfreiheit. Voraussetzung
dazu ist der ungehinderte Zugang zu
den entsprechenden Quellen. Die tech-
nischen Massnahmen kénnen den Zu-
gang entweder beschrinken oder sogar
ganz verhindern. Dadurch werden ins-
besondere die Freiheit der wissen-
schaftlichen Lehre und Forschung, die
Kunst-, die Meinungs- und Informa-
tionsfreiheit tangiert.
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Wenden marktbeherrschende Me-
diengrosskonzerne technische Mass-
nahmen an, so kénnen sie beinahe be-
liebig den Zugang zu Informationen
und kulturellen Werken beeinflussen.
Fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur
wiirde sich dies nachteilig auswirken.

Der Kopierschutz auf der CD darf ge-
knackt werden

Das Umgehungsverbotdertechnischen
Massnahmen soll gemiss Gesetzesent-
wurfnichtabsolutgelten. Wer ein Recht
wahrnehmen will, das ihm gesetzlich
zusteht, darf den Kopierschutz umge-
hen, heisst es im Entwurf. Damit wird

Die Digitaltechnologie wiirde an sich
erlauben, beliebig viele — mit dem Ori-
ginal identische — Kopien herzustellen.
Aber die Digitaltechnologie erlaubt eben

auch, Inhalte mittels Kopiersperren zu
schiitzen.

an sich eine Selbstverstindlichkeit fest-
gehalten: Auch im digitalen Bereich
sollen die urheberrechtlichen Schran-
ken gelten.

Urheberrechtliche Schranken oder
Schutzausnahmen erlauben eine urhe-
berrechtliche Nutzung, ohne dass vor-
gingig die Erlaubnis des Urhebers
einzuholenist. Eine derartige Schranke
stellt das Recht auf Privatkopie dar. Im
digitalen Bereich gilt der Download als
Kopie. Ab welcher Quelle kopiert wird,
ist aus urheberrechtlicher Sicht irrele-
vant. Auch das Kopieren oder Downloa-
den abillegaler Quelle ist zuldssig. Dies
soll gemiss einer Medienmitteilung
des Bundesrates explizit so bleiben, auf
eine unnétige Kriminalisierung der
Konsumenten wird verzichtet. Das Ge-
setz rdumt das Recht ein, fiir sich und
seine Freunde und Verwandten Kopien
eines urheberrechtlich geschiitzten
Werkes herzustellen, solange damit
keine kommerziellen Ziele verfolgt
werden. Im digitalen Zeitalter bedeutet
dies unter anderem, dass dafiir auch
weiterhin der Kopierschutz auf einer
CD geknackt werden darf.

Den Nutzerinteressen wird zu wenig
Rechnung getragen

Praktisch gestaltet sich die Durchset-
zung dieses Rechts schwierig. Nicht



jederistin der Lage, eine Sperre zu kna-
cken. Wer die Fihigkeit dazu besitzt,
kennt hiufig sein Recht, den Kopier-
schutz zu knacken, nicht. Folglich be-
steht fiir die Nutzer trotz der gesetz-
lichen Regelung die Gefahr, dass sie
eine Kopie beziehungsweise einen
Download entweder gar nicht vorneh-
men konnen oder aber dafiir eine Ent-
schidigung bezahlen miissen. Das Ge-
setz hilt aber fest, dass fiir die Privat-
kopie keine Entschidigung geschuldet
sei.

Es sollte sichergestellt werden, dass
jeder Nutzer sein Recht auf einfache
Weise und in kurzer Zeit wahrnehmen
kann. Dieser Forderung kommt der
Entwurfnichtnach. Erlaubtein Online-
Musikladen, das gekaufte Lied mehr-
mals auf verschiedene Gerite herunter-
zuladen, so wird den Kunden damit das
Recht auf Privatkopie gentigend ge-
wahrt. Der Gesetzesentwurf verpflich-
tet den Musikladen aber nicht dazu und
stellt nicht sicher, dass die Musiklieb-
haber oder Internetsurfer ihre Rechte
durchsetzen kénnen. Vielmehr kénnen
die Anwender mit technischen Mass-
nahmen verhindern, was rechtlich er-
laubt wire.

Wer die technischen Massnahmen
umgeht, soll mit Haft oder Busse be-
straft werden. Wenn hingegen die An-
wender von technischen Massnahmen
fiir die berechtigten Nutzer die tech-
nischen Schranken nicht aufheben, so
bleiben sie ungerechterweise straflos.
Die vom Bundesrat vorgelegten Ge-
setzesbestimmungen zu den tech-
nischen Schutzmassnahmen schrin-
kenallgemein die Nutzerrechte zu stark
ein. Den Rechteinhabern werden zu
viele Moglichkeiten eingeriumt, die
technischen Massnahmen zum Nach-
teil der Nutzer zu missbrauchen und
deren Rechte zu untergraben.

Die digitale Welt bedingt neue Schutz-
ausnahmen
Nebst dem Recht auf Privatkopie beste-
hen weitere urheberrechtliche Schran-
ken oder Schutzausnahmen. Der Ge-
setzesentwurf sieht zugunsten der Nut-
zer vier neue Schutzausnahmen vor.
Erstens will der Bundesrat die vor-
ibergehende Speicherung von Werken
unter gewissen Bedingungen erlauben.
Damit soll sichergestellt werden, dass
Internet-Service-Provider nicht fiir et-
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waige Urheberrechtsverletzungen ih-
rer Kundschaft haften. Gerade beim
Ubertragen von Informationen iiber
das Internet werden zwangsliufig un-
abhingig vom Willen und Wissen des

Die Verbreitung von Informationen und
deren Empfang sind wichtige Punkte der
Meinungs-, Informations- und Medien-
freiheit. Voraussetzung dazu ist der un-
gehinderte Zugang zu den entspre-
chenden Quellen. Die technischen Mass-
nahmen kénnen den Zugang entweder
beschrinken oder sogar ganz verhin-
dern. Dadurch werden insbesondere
die Freiheit der wissenschaftlichen Leh-
re und Forschung, die Kunst-, die
Meinungs- und Informationsfreiheit tan-
giert.

Benutzers technologisch bedingte Zwi-
schenspeicherungen vorgenommen.
Ohne die Erlaubnis dieser unvermeid-
baren Zwischenspeicherungen wire
die Benutzung des Internets gar nicht
mehr méglich.

Die zweite neue Schutzausnahme
erlaubt Bibliotheken und Archiven, die
notwendigen Exemplare zur Sicherung
ihrer Bestinde herzustellen. Damit
wirdihnen die Moglichkeiteingeriumt,
ihre Bestinde auch digital zu verwal-
ten. Diese Regelung ist unerlisslich,
damit die Bibliotheken und Archive ih-
rem Dokumentationsauftrag iiber-
haupt nachkommen koénnen.

Die dritte Ausnahme fiihrt eine
Schutzschranke fiir die Sendeunter-
nehmen ein. Thnen wird gegen eine
Entschidigung erlaubt, im Handel er-
hiltliche Ton- und Tonbildtriger zu
vervielfiltigen.

Die letzte Schutzausnahme erlaubt
die Vervielfiltigung von Werken in ei-
ner Form, die Menschen mit Behinde-
rungen ermoglicht, sie sinnlich wahr-
zunehmen. Damit wird beispielsweise
erlaubt, Biicher in die Blindenschrift zu
iibertragen.

Keine doppelte Entschidigung fiir eine
Nutzung

Zusitzlich wird eine bereits bestehende
Schranke ausgebaut. Artikel 19 Absatz
5 des Entwurfs legt fest, dass diejenigen
Werke, die iiber elektronische Bezahl-
dienste heruntergeladen werden, nicht
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zusitzlich auch noch der kollektiven
Vergiitungspflicht unterliegen. Damit
wird erstmals die Mehrfachbelastung
erwdhnt und festgehalten, dass sie zu
vermeiden sei.

Bereits beim Kauf eines Liedes in
einem elektronischen Musikladen
wird eine urheberrechtliche Entschi-
digung bezahlt. Im Kaufpreis fiir ei-
nen CD-Rohling ist ebenfalls eine ur-
heberrechtliche Entschddigung inbe-
griffen. Wer das online gekaufte Lied
schliesslich auf den CD-Rohling
brennt, hat fiir eine einzige Nutzung
— das Kopieren — eine doppelte Ent-
schiadigung bezahlt.

Derartige = Mehrfachbelastungen
fir eine einzige Nutzung sind unge-
recht. Dadurch profitieren die Urheber
und Interpreten doppelt und die Nutzer
werden doppelt geschrépft. Dass der
Gesetzesentwurf am Prinzip, wonach
fir eine Nutzung auch nur eine Ent-
schiadigung geschuldet sein soll, fest-
hilt, ist zu begriissen. Damit wird
einem zentralen Anliegen der Nutzer
und Nutzerinnen entsprochen.

Aufdie Geriteabgabe wird weiterhin ver-
zichtet

Weiter ist es den Nutzervertretern ge-
lungen, die Geriteabgabe, welche der
Bundesrat urspriinglich vorsah, zu ver-
hindern. Auch anderen Forderungen
seitens der Urheber, Interpreten und
Verwertungsgesellschaftenwurdenicht
entsprochen. Der Entwurf sieht weder

Beispielsweise bezahlt ein Zirkus die
Urheberrechtsgebiihren aufgrund der
Bruttoeinnahmen, die er mit den Eintrit-
ten realisiert. Kosten und Aufwand, die
der Betrieb eines Zirkus mit sich bringt,
werden nicht beriicksichtigt. Der Zirkus
schuldet die Urheberrechtsgebiihren,
auch wenn er Verluste schreibt.

ein Folgerecht noch eine Bibliotheks-
tantieme vor. Allerdings kommt der
Entwurf den Forderungen der Nutzer
nach einem Produzentenartikel und
nach einer Verschirfung der Angemes-
senheitskontrolle in Artikel 6o auch
nicht entgegen.

Mit der Geriteabgabe wollte der
Bundesrat auf jedem Gerit, das geeig-
net ist, eine Vervielfiltigung herzustel-



len, eine Gebiihr erheben. Damitwiirde
der Besitz eines bestimmten Gerites
zahlungspflichtig. Urheberrechtlich re-
levant kann aber an sich nur die Werk-
verwendung, meistens das Vervielfilti-
gen, sein. Ungerechterweise miissten
auch diejenigen bezahlen, die mit dem
Geridt — zum Beispiel im Business-Be-
reich — gar keine Kopien herstellen.
Eine Geriteabgabe hitte fiir die Hoch-
preisinsel Schweiz eine weitere Preiser-
hohung zur Folge gehabt. Vor allem
stort aber an der Gerdteabgabe, dass
eine zusitzliche Abgabe geschuldet
wirde, ohne dass eine andere wegfiele
und somit eine Mehrfachbelastung ent-
stiinde.

Fast 200 Millionen Franken jihrlich sind
genug

Bereits heute bezahlen Wirtschaft und
Konsumenten Millionenbetrige an ur-
heberrechtlichen  Entschiddigungen.
Im Jahr 2004 bezahlten sie allein ftir
Papierkopien knapp neuneinhalb Mil-
lionen Franken. Auf den CD-Rohlin-
gen, den leeren DVD und den Kassetten
kostete die urheberrechtliche Entschi-
digungimJahr2oo04ungefihrzwolfein-
halb Millionen Franken.

Insgesamt bezahlten Wirtschaft
und Bevélkerung in diesem Jahr rund
199 Millionen Franken. Noch im Jahr
2000 waren dies etwa 21 Millionen
Franken weniger. Die Einnahmen ba-
sieren auf den verschiedenen urheber-
rechtlichen Tarifen, welche mit der Ge-
nehmigung durch die Eidgenossische
Schiedskommission flir die Verwer-
tungvon Urheberrechten und verwand-
ten Schutzrechten allgemein verbind-
lich werden.

Die urheberrechtliche Entschadigung ist
sogar bei Verlust geschuldet
Grundlage fiir die Berechnung dieser
Entschidigung ist Artikel 6o des Urhe-
berrechtsgesetzes. Leider hat der Bun-
desrat darauf verzichtet, den Artikel zu
revidieren und damit den immer hoher
werdenden Abgaben einen Riegel zu
schieben.

Artikel 60 sieht vor, dass bei der
Festlegung der Entschidigung die An-
gemessenheit zu beriicksichtigen sei.
Dadurch werden einseitig die Interes-
sen der Urheber und Inhaber der ver-
wandten Schutzrechte beriicksichtigt.
Die wirtschaftlichen Interessen der
Nutzer hingegen werden ignoriert.
Vielmehr wird auf den gesamten Um-
satz, unabhingig von der effektiven
Ertragssituation, abgestiitzt, sodass so-
gar bei grossen Verlusten die Entscha-
digung voll auf den Einkiinften erho-
ben wird. Zwischen Leistung und Ge-
genleistung besteht folglich kein dqui-
valentes Verhiltnis.

Beispielsweise bezahlt ein Zirkus
die Urheberrechtsgebiihren aufgrund
der Bruttoeinnahmen, die er mit den
Eintritten realisiert. Kosten und Auf-
wand, die der Betrieb eines Zirkus mit
sich bringt, werden nicht berticksich-
tigt. Der Zirkus schuldet die Urheber-
rechtsgebiithren, auch wenn er Verluste
schreibt. Ebenso werden Kirchen und
andere soziale Institutionen fiir die ur-
heberrechtliche Entschidigung glei-
chermassen zur Kasse gebeten wie ge-
winnorientierte Unternehmen. Fiir die
Urheber besteht ein absolutes Recht
auf Entschadigung.

In der heutigen Zeit, in der sich das
Urheberrechtsschaffen zu einer indus-
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triellen Massenproduktion von zahl-
reichen angestellten Urhebern entwi-
ckelt hat, ist dies nicht mehr zeitge-
miss. Heute sind schweizweit tiber
90% aller Urheber und Urheberinnen
als Angestellte sozial abgesichert. Die
Kulturwirtschaft beschiftigt in der
Schweiz mehr als 8oo0oo Personen
und erreicht einen Umsatz von 17 Mil-
liarden Schweizer Franken pro Jahr.

Es ist bedauerlich, dass der Bundesrat
die Gelegenheit zur Revision dieses Ar-
tikels nicht wahrgenommen hat. Auch
andere offensichtliche Defizite des Ur-
heberrechtsgesetzes werden nicht be-
hoben. Der Bundesrat hat sich offenbar
auf eine Minirevision des Urheber-
rechtsgesetzes beschrinkt.

contact:
info@dun.ch

Claudia Bolla-Vincenz fiihrt als Rechtsanwil-
tin in Bern eine eigene Advokatur und ist
Geschiftsfithrerin  des  schweizerischen
Dachverbandes der Urheber- und Nachbar-
rechtsnutzer (DUN). Der DUN macht sich fiir
die Interessen der Nutzer stark und vertritt
deren Anliegen gegeniiber dem Gesetzgeber,
der Offentlichkeit und den Verwertungsge-
sellschaften. Mitglieder des DUN sind pri-
vate und offentliche Nutzerorganisationen
sowie Institutionen aus der ganzen Schweiz
und dem Fiirstentum Liechtenstein. Zu den
DUN-Mitgliedern gehéren etwa die Eidge-
nossenschaft, aber auch die allermeisten
Stiadte und Gemeinden. Die SBB, Migros,
SRG SSR, die Schweizerische Bankiervereini-
gung, der Zirkus Knie und viele andere geho-
ren ebenfalls zum DUN.



Tour d’horizon du droit d’auteur dans la perspective

des bibliotheques

Uberblick iiber das Urheberrecht aus der Perspektive

der Bibliotheken

Jacques Biihler

Docteur en droit, membre du groupe
de travail droit d’auteur BBS,
Tribunal fédéral suisse/
Schweizerisches Bundesgericht

Les bibliotheques entretiennent une re-
lation privilégiée avec les auteurs dans
la mesure oui elles leur versent des som-
mes importantes: en achetant des ceu-
vres littéraires ou artistiques (livres,
revues, disques, cassettes vidéo, etc.),
en les copiant ou encore en les enregis-
trant. Tout usage d’une ceuvre est en
principe soumis a I'autorisation de son
auteur.

Lors de photocopies ou de copies élec-
troniques de parties de livres, la procé-
dure d’autorisation est facilitée par I'ap-
plication de tarifs. Dans ce cas, 'autori-
sation de l'auteur est présumée et celui
qui effectue une copie verse une rede-
vance a une société de gestion qui elle-
méme répartit ensuite le montant en-
caissé entre les auteurs. Le tarif com-
mun 8 fixe les montants a payer pour
les photocopies effectuées, le tarif com-
mun 9 pour les copies électroniques.
Enfin le tarif commun 6 régles les re-
devances dues en cas de location
d’exemplaires d’ceuvres.

Les principes généraux du droit d’au-
teur

Il apparait important d’énoncer les
principes généraux du droit d’auteur
qui sont, en regle générale, a toutes les
utilisations possibles d'une ceuvre quel
que soit le support sur lequel I'ceuvre a
été créée ou diffusée et quel que soit le
support sur lequel I'ceuvre est copiée
(support papier ou électronique). Le
droit d’auteur, actuellement en révi-
sion, est régi par la loi fédérale sur le
droitd’auteur etles droits voisins (LDA)
du 9 octobre 1992. Cette loi protege
notamment les auteurs d’ceuvres litté-
raires et artistiques (art. 1 LDA).
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La notion d’ceuvre est définie a l'art. 2

LDA et comprend les éléments sui-

vants:

— création de I'esprit, littéraire ou artis-
tique et

— caractere individuel.

La loi énumeére notamment les ty-
pes d’ceuvres suivants qui sont proté-
gées (art. 2 al. 2 LDA): les ceuvres re-
courant a la langue, qu’elles soient lit-
téraires, scientifiques ou autres; les
ceuvres musicales et autres ceuvres
acoustiques; les ceuvres des beaux-arts,
en particulier les peintures, les sculptu-
res et les ceuvres graphiques; les ceu-
vres a contenu scientifique ou techni-
que; les ceuvres d’architecture; les ceu-
vres des arts appliqués; les ceuvres
photographiques, cinématographiques
et les autres ceuvres visuelles ou audio-
visuelles; les ceuvres chorégraphiques
et les pantomimes; les programmes
d’ordinateurs (logiciels).

La loi donne également une liste
d’ceuvres non protégées (art. 5 LDA) no-
tamment: les lois, les ordonnances, les
accords internationaux, les autres actes
officiels; les décisions, les proces-ver-
baux et rapports qui émanent des auto-
rités ou des administrations publiques.

Lauteur est la personne physique qui a
créé I'ceuvre (art. 6 LDA). Il a le droit
exclusif sur son ceuvre qui comprend
notamment le droit exclusif de décider
si, quand, de quelle maniere et sous
quel nom son ceuvre sera divulguée et
utilisée (art. 9 et 10 LDA).

C’est la raison pour laquelle toute utili-
sation de l'ceuvre requiert, en principe,
le consentement de l'auteur. Les droits
exclusifs de 'auteur sont restreints par
la loi qui en autorise l'utilisation a des
fins privées (art. 19 LDA). Cet usage
privé comprend notamment la repro-
duction d’exemplaires d’ceuvres au
sein des entreprises, administrations
publiques, etc. a des fins d’information
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interne ou de documentation (art. 19 al.
1 let. ¢ LDA). La personne qui est auto-
risée a reproduire des exemplaires
d’'une ceuvre pour son usage privé peut
aussi en charger un tiers; les bibliothe-
ques qui mettent a la disposition de
leurs utilisateurs un appareil pour la
confection de copies sont également
considérées comme tiers (art. 19 al. 2

En réalité les bibliothéques sont des in-
termédiaires, le plus souvent désinté-
ressés sur le plan financier, entre les
auteurs et les lecteurs. Elles effectuent
un travail de promotion de la culture et
de la science qui profite directement aux
auteurs. C’est pourquoi auteurs et utili-
sateurs d’ceuvres doivent lutter ensem-
ble pour préserver les bibliothéques de
taxes excessives et cumulées telles que
redevances a payer sur les appareils, sur
les supports de copies, sur les copies
elles-mémes et surtout sur le prét lui-
méme par l'introduction d’un droit de
prét.

LDA). Toutefois, en dehors de l'utilisa-
tion a des fins personnelles ou dans un
cercle de personnes étroitement liées
telles les parents ou les amis, la repro-
duction de la totalité ou de I'essentiel
d’une ceuvre disponible sur le marché
estinterdite (art. 19 al. 3 let. A LDA). En
conséquence, seules les reproductions
partielles sont autorisées.

Les reproductions partielles dans les
entreprises, administrations, etc. éven-
tuellement par I'entremise de bibliothe-
ques sont soumises a rémunération. Les
sociétés de gestion agréées sont seules
autorisées a procéder a 'encaissement
des redevances dues pour cette utilisa-
tion des ceuvres (art. 20 LDA). Les so-
ciétés de gestion établissent des tarifs
en vue du recouvrement des rémunéra-
tions (art. 46 LDA). Les tarifs doivent



étre fixés en respectant le principe
d’équité (art. 6o LDA).

Le schéma (en allemand, p. 39) résume
et présente sous une forme synthétique
les principes générauxrégissantle droit
d’auteur en Suisse. Dans la suite de la
présente contribution, vous trouverez
un survol des principaux tarifs applica-
bles aux bibliotheques que constituent
les tarifs communs 8/I1, 9/II et 6.

Le tarif commun 8/II (TC 8/1I) — pho-
tocopies dans les bibliotheques

Ce tarif concerne et s’applique notam-
ment aux bibliotheques suivantes: bi-
bliotheques générales, cantonales,
communales, municipales, populaires,
universitaires, des écoles polytechni-
ques, etc. Il prévoit trois types de rede-
vances qui doivent étre versées a la so-
ciété de gestion ProlLitteris:

Les redevances pour les photocopies
réalisées pour l'usage privé de la biblio-
théque sont fixées en fonction du nom-
bre d’employés de la bibliotheque (chif-

fre 6.3 TC 8/II): elles vont de fr. 30.—
pour une bibliotheque comptant de 4 a
9 employés a fr. 500.— pour une biblio-
théque possédant entre 100 et 199 em-
ployés. Au dela, la redevance est calcu-
lée en fonction du nombre total de co-
pies effectuées.

Le deuxiéme type de redevance est per-
cu pour la reproduction d’exemplaires
d’ceuvres effectuée par ou pour des tiers
au moyen des appareils de la bibliothe-
que (chiffre 6.4 TC &/II). Ces redevan-
ces se calculent a partir du total des
recettes annuelles générées par ces
reproductions multiplié par 3,5 centi-
mes.

Enfin une redevance est due pour les
revues de presse sur papier (compilation
d’articles de journaux et/ou de pério-
diques) pour autant que cette revue de
presse paraissent au moins quatre fois
par année et soit diffusée au minimum
a 20 exemplaires. Le chiffre 6.5.4 TC
8/11 renseigne sur le calcul de la rede-
vance due.

Le tarif actuel est en vigueur jusqu’au
31.12.20006. Lors des négociations rela-
tives a sa prolongation en 2001, 'Asso-
ciation des Dbibliotheques et bi-
bliothécaires suisses (BBS) avait donné
son accord a la prolongation du tarif
antérieur. Elle avait toutefois précisé
qu’elle estimait que le prix de 3,5 centi-
mes par page aurait dii étre revu a la
baisse car, sur la base d'une sélection
— peut-étre pas assez représentative —
de quelque 500 ouvrages dans le VLB
(Verzeichnis der lieferbaren Biicher), le
prix moyen de la page se situait entre
20 et 30 centimes et le montant de la
redevance n'aurait pas dii excéder le
10% du prix précité (cf. art. 6o LDA).
La BBS doit exiger, a notre sens, un
calcul précis du prix de la page dans le
cadre des négociations en cours en vue
du renouvellement du TC 8.

Le tarif commun 9/II (TC 9/II) — copies
électroniques dans les bibliotheques

Le tarif commun g regle le prélevement
de redevances pour l'utilisation d’ceu-
vres protégées dans les entreprises et
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les administrations, pour leur propre
usage, au moyen du réseau informati-
que interne ou a partir d’Internet. Le
TC 9/II prévoit également trois types
de redevances a verser a ProLitteris:

En premier lieu, une redevance est due
pour la reproduction d’ceuvres et de
prestations protégées a des fins d’infor-
mation interne ou de documentation
dans des réseaux numériques internes
(chiffres 6.1.1 et 6.2 TC 9/II). Elle est
calculée en fonction du nombre d’em-
ployés et se monte environ a 30% du
montant dit en vertu du tarif 8: fr. 10.—
pour une bibliotheque possédant entre
4 et 9 employés et fr. 150.— pour une
bibliotheque employant entre 100 et
199 personnes.

Lutilisation d’extraits d’ceuvres par des
tiers, dont 'activité principale ne con-
siste pas en l'exploitation d'un service
de presse ou de documentation (qui
sont soumis a un autre tarif), doit étre
acquittée séparément et correspond au
30% de la redevance versée pour 'utili-
sation similaire selon le TC 8/II (chif-
fres 4.2 et 6.4 renvoyant aux chiffres
6.1.1et 6.2 TC 9/II).

Enfin une redevance est également per-
cue pour les revues de presse électroniques.
Le principe général introduit aprées coup
dans le tarif est qu'une revue de presse
électronique doit cofiter le méme prix
que son équivalent sur papier. Pour tenir
compte de situations initiales trés variées
d’une institution a 'autre, un systeme de
tarification relativement compliqué a été
introduit (cf. chiffre 6.3 TC 9/II).

Ce tarif est également en vigueur jus-
quala fin de 'année 2006 et fait 'objet
de négociations entre ProLitteris d'une
partetles utilisateurs de droits d’auteur
d’autre part, dont la BBS.

Le tarif commun 6 (TC 6) - location
d’exemplaires d’ceuvres dans les biblio-
theques

Seules les bibliotheques qui prélévent
un montant par acte de location et n’ont
par conséquent pas recours au systeme
de la cotisation annuelle ou de taxes
administratives périodiques, sont con-
cernées par ce tarif. Pour les supports
sonores et audiovisuels, la redevance se
monte 3 9% du montant de la location
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Bundesgesetz liber das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte
(URG) vom 9. Oktober 1992

(Schéma de M. Frossard, ancien directeur de la bibliothéque de droit d'Unimail)

Verwendung und Vervielfaltigung geschiitzter Werke
(ausser Computerprogrammen) Art. 10, 19 und 20)

|

|

Verwendung zum Eigengebrauch,
im privaten Bereich

ausserhalb des privaten Bereiches

I
|

|

Verwendung im personlichen
Bereich (enger privater Kreis)

Unterricht

interne Information (Betriebe,
off. Verwaltung etc.)

durch Dritte oder in
Bibliotheken kopiert

|

Ausschnitte
eines Werkes

ganzes oder wichtige
Teile eines Werkes

s

ohne Bewilligung
ohne Verglitung
(Art. 19 Abs. 1a/3a)
(Art. 20 Abs. 1)

ohne Bewilligung

vergltungspflichtig
(Art. 19 Abs. 1b/c)
(Art. 20 Abs. 2)

bewilligungspflichtig
vergutungspflichtig
(Art. 10, 19 Abs. 3)

Leerkassetten

nicht bewilligungspflichtig
vergltungspflichtig

(Art. 20 Abs. 3)

payé par lutilisateur pour les droits
d’auteur et a 3% pour les droits voisins.
Pour les livres, la redevance due est de
9% de la location payée par le lecteur.
Ce tarif qui ne s’applique qu’a tres peu
de bibliotheques est également échu a
fin 2006.

Perspectives

La mutation en cours du droit d’auteur
ne va guére modifier les principes gé-
néraux actuels. La tendance actuelle du
droit d’auteur sur le plan international
va vers un renforcement de la protec-
tion des auteurs souvent au détriment
des utilisateurs légitimes (utilisation a
des fins privées). Le role des bibliothe-
ques n’est généralement pas compris et
les bibliothéques sont assimilées aux
utilisateurs de droit d’auteur. En réalité
les bibliotheques sont des intermé-
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diaires, le plus souvent désintéressés
sur le plan financier, entre les auteurs
et les lecteurs. Elles effectuent un tra-
vail de promotion de la culture et de la
science qui profite directement aux
auteurs. C’est pourquoi auteurs et uti-
lisateurs d’ceuvres doivent lutter en-
semble pour préserverles bibliotheques
de taxes excessives et cumulées telles
que redevances a payer sur les appa-
reils, sur les supports de copies, sur les
copies elles-mémes et surtout sur le
prét lui-méme par l'introduction d’un
droit de prét.

contact:

Jacques.Buehler@bger.admin.ch



Le droit de prét en Suisse
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Jean-Marc Rod!
Bibliotheque nationale suisse

Schweizerische Landesbibliothek

Le débat sur I'introduction du droit de
prét en Suisse a été relancé par le dépot
de la motion de M™ Miiller-Hemmi?
chargeant le Conseil fédéral d’insérer
une clause dans son projet de révision
de la loi sur le droit d’auteur (LDA) qui
accordera aux auteurs et autres ayants
droit (éditeurs, producteurs) le droit a
une indemnité (dite tantiéme des biblio-
théques) pour le prét d’exemplaires de
leurs ceuvres protégées, en plus du droit
a une indemnité pour leur location.

1l faut se souvenir que lors du débat a
propos de la LDA actuelle en 1992, le
Parlementavait délibérément décidé de
ne pas donner suite a une premiere ten-
tative d’insérer une telle disposition
dans la loi. Dans un premier temps,
cette idée avait obtenu I'aval du Conseil
des Etats mais, face a 'opposition mar-
quée des bibliotheques et des utilisa-
teurs d’ceuvres, elle avait finalement été
rejetée par le Parlement.

Lors dela procédure de consultation sur
la motion de M™¢ Miiller-Hemmi qui a
suivi en juillet 2004, le Département
fédéral de justice et police (DFJP) a pris
position contre une telle disposition
alors que le Département des affaires
étrangeres (DFAE) la soutenait.

Les arguments du DFJP se basaient sur
le fait que la révision en cours dela LDA
a pour priorité la ratification des traités
«Internet» de 'OMPI et que 'introduc-
tion d’un droit de prét n’est pas exigée
par ces conventions.

1 Les opinions exprimées dans le cadre de cet
article n’engagent que leur auteur.

2 http://www.parlament.ch/afs/data/d/
gesch/2004/d_gesch_20043288.htm
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Les arguments du DFAE, par
contre, voulaient tendre vers plus
d’équité et améliorer la situation des
auteurs. Le DFAE faisait par ailleurs
référence a la directive n° 92/100/CEE
du 19 novembre 1992 par laquelle le
Conseil des Communautés européen-
nes avait introduit le droit de prét et
constatait que ce systéme pouvait étre
géré a satisfaction.

Le Conseil fédéral (CF), dans son avis
exprimeé le 1 septembre 2004, a propo-
sé au Conseil national de rejeter la mo-
tion avec les mémes arguments que
ceux utilisés en 1992, en précisant tou-
tefois qu'il n’envisageait pas de remett-
re en question I'équilibre établi par le
Parlement entre les différents intéréts
lors de 'adoption de la LDA en 1992. 11
a d’autre part spécifié que «l'introduc-
tion du droit de prét greverait les bud-
gets des bibliotheques de maniere im-
portante».

Dans sa conclusion, le CF a annon-
céqu’ilproposeraitaudeuxiemeconseil,
en cas d’acceptation de la motion, de la
transformer en un mandat d’examiner
les conséquences possibles de l'intro-
duction du droit de prét. Un groupe de
travail interdisciplinaire, formé de re-
présentants de I'Administration fédé-
rale, des cantons, des bibliotheques et
des associations d’ayants droit devrait
étre constitué a cet effet. Cette position
rejoignait celle de I'Office fédéral de la
culture.

Il est fort probable que le sujet soit re-
mis sur le tapis cet automne lors de la
discussion de la révision de la LDA au
Parlement.

L’association ADS Autrices et
Auteurs de Suisse va certainement aus-
si agir dans ce sens. Son directeur gé-
néral, Monsieur Schmid a cherché le
contact avec la BBS et souhaite qu'une
solution soit trouvée en commun de
maniére a ce que «les droits légitimes
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des auteurs ne soient pas respectés au
détriment des bibliotheques». Une réu-
nion a ce sujet est prévue le 14 juin
2006.

La directive européenne de 1992 et son

application

Article premier

Objet de 'harmonisation:

1. Conformément aux dispositions ...
les Etats membres prévoient, sous
réserve de l'article 5, le droit d’autori-
ser ou d’interdire la location et le prét
d’originaux et de copies d’ceuvres
protégées par le droit d’auteur.

3. Aux fins de la présente directive, on
entend par «prét» d’objets leur mise
a disposition pour l'usage, pour un
temps limité et non pour un avantage
économique ou commercial direct ou
indirect, lorsqu’elle est effectuée par
des établissements accessibles au
public.

Article 2

Titulaires et objet du droit de location

et de prét

1. Le droit exclusif d’autoriser ou d’in-
terdire la location et le prét appar-
tient:
— a l'auteur, en ce qui concerne !'ori-

ginal et les copies de son ceuvre.

Article 5

Dérogation au droit exclusif de prét pu-

blic

1. Les Etats membres peuvent déroger

au droit exclusif prévu a l'article pre-

mier pour le prét public, a condition

que les auteurs au moins obtiennent

une rémunération au titre de ce prét.

Ils ont la faculté de fixer cette rému-

nération en tenant compte de leurs

objectifs de promotion culturelle (...).

Il faut ici noter que la directive euro-
péenne ne faisait qu'entériner une pra-
tique déja existante dans certains Etats
membres: le «Public Lending Right»
avait été introduit en Grande-Bretagne



en 1979, le «Bibliothekstantieme &f-
fentliche Bibliotheken» en Allemagne
en 1972.

Lintroduction de la directive de 1992
dans la législation des Etats membres
ne s’est pas faite sans mal . A 'exemple
de la France, ot apres un débat féroce
qui a duré pres de quatorze années, une
loi introduisant le droit de prét a été
votée en juin 2003 et ses décrets d’ap-
plication publiés en septembre 2004.

Il faut aussi noter qu’en mars 2005,
la Commission européenne a décidé
d’assigner I'Italie et le Luxembourg de-
vant la Cour de justice européenne, ces
pays n’ayant pas prévu de dispositions
juridiques visant a garantir que les
auteurs percoivent une rémunération
lorsque leurs ceuvres sont prétées au
public. Cette assignation a fait suite a
celle de décembre 2004 qui poursuivait
I'Espagne, le Portugal et I'Irlande pour
les mémes raisons.

«Le livre, comme livre, appartient a
Pauteur, mais comme pensée, il appar-
tient — le mot n’est pas trop vaste — au
genre humain. Toutes les intelligences
y ont droit. Si 'un des deux droits, le
droit de I’écrivain et le droit de I'esprit
humain, devait étre sacrifié, ce serait,
certes, le droit de I’écrivain, car I’intérét
public est notre préoccupation unique
et tous, je le déclare, doivent passer
avant nous.» Victor Hugo

Spécificité de la Suisse
Comme le reléeve le Conseil fédéral,
aucun accord international n’oblige la
Suisse a introduire le droit de prét dans
sa législation et comme le souligne le
conseiller fédéral Christoph Blocher
dans la prise de position du DFJP: «De
plus, en ces temps de rigueur économi-
que, les bibliotheques auront des diffi-
cultés a obtenir des augmentations de
budget compensant les sommes dues
au titre du droit de prét et elles sont en
général réticentes a reporter ce genre
de frais sur leurs utilisateurs. Lintro-
duction du droit de prét greéverait donc
les budgets des bibliothéques de ma-
niere importante».

Une analyse succincte des modes
de prélévement et de redistribution des
sommes prélevées au titre du droit de

4

prét montre qu'aucun de ces modeéles
n’est applicable a la Suisse. Par exemple
le modele frangais s’appuie en partie
sur la loi Lang sur le prix fixe du livre,

Le prét gratuit en bibliotheque est un
usage millénaire, les auteurs et les bi-
bliothécaires tous ensemble ont, par les
temps qui courent, mieux a faire que de
chipoter sur des rétributions fort déri-
soires au demeurant.

systéme qui n’existe pas en Suisse; le
modele anglais voit 'Etat central mettre
a disposition les sommes nécessaires,
ce qui est impensable dans un état fé-
déral ou l'article 69 de la Constitution
donne la responsabilité de la politique
culturelle aux cantons.

Le Conseil fédéral propose donc lo-
giquement que la motion Miiller-Hem-
mi, en cas d’acceptation par le Parle-
ment, soit transformée en mandat
d’examiner de telle maniére que tous
les aspects de la spécificité suisse puis-
sent étre intégrés a une future régle-
mentation.

A cela s’ajoute le fait que 70 a 80%
des ouvrages empruntés en Suisse sont
I'ceuvre d’auteurs étrangers et publiés
par des éditeurs étrangers. Cette situa-
tion est certainement unique et doit étre
prise en compte lors de la discussion de
modeles de répartition. Comment assu-
rer, en effet, que les droits liés au préts
des ouvrages de John Grisham par
exemple lui reviennenteffectivement et
commentassurer laréciproque quivou-
dra que les sommes pergues au titre du
droit de prét en France, par exemple,
reviennent bien aux auteurs suisses
concerneés.

Position de la BBS dans le débat

A mon sens, la position de la BBS doit
étre une stricte non-entrée en matiere
basée a la fois sur la position du Conseil
fédéral et sur des principes liés a I'inté-
rét général et a la politique du livre et
de la lecture.

«Le livre, comme livre, appartient a
l'auteur, mais comme pensée, il appar-
tient — le mot n’est pas trop vaste — au
genre humain. Toutes les intelligences
y ont droit. Si I'un des deux droits, le
droit de I'écrivain et le droit de I'esprit
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humain, devait étre sacrifié, ce serait,
certes, le droit de I'écrivain, car I'intérét
public est notre préoccupation unique
et tous, je le déclare, doivent passer
avant nous»3.

Entrer en discussion sur ce sujet, c’est
admettre comme prémisse que l'acti-
vité des bibliotheques est nuisible aux
intéréts des écrivains alors que c’est
dans les bibliothéques que se forme le
gros de la clientele des librairies. Les
bibliotheques patrimoniales ont-elles
un jour eu l'idée de dire aux auteurs
«Nous conservons vos ceuvres pour
'éternité, bien apres qu’elles ont quitté
la devanture ou les rayonnages des li-
brairies. Cette conservation a un cotit et
vous assure la notoriété a travers les
ages. Voulez-vous payer pour celar»

Le prét gratuit en bibliotheque est un
usage millénaire, les auteurs et les bi-
bliothécaires tous ensemble ont, par les
temps qui courent, mieux a faire que de
chipoter sur des rétributions fort déri-
soires au demeurantt.

Ils’agit bien mieux d’assurer la pré-
sence des auteurs et des livres édités en
Suisse par une politique concertée du
livre et de la lecture et le maintien d'un
réseau d’auteurs, d’éditeurs et de librai-
res capables, comme ils l'ont fait jus-
qua présent mais pour combien de
temps encore, d’assurer une présence
forte de la littérature suisse dans toutes
les régions linguistiques du pays.

contact:
Jean-Marc.Rod @slb.admin.ch

3 Victor Hugo, Discours d’ouverture du
Congres littéraire international. Le domaine
public payant, C. Lévy, Paris 1878, cité par
Lucien X Polastron dans «La grande
numeérisation», Denoél, Paris, 2006

4 Hormis celle de quelques auteurs de best-
sellers étrangers pour lesquels le droit de
prét ne représente que des cacahouétes par
rapport aux droits qu’ils touchent par
ailleurs ... En 2003, les paiements dus en
Angleterre au titre du «public lending right»
étaient de 4,21 pence par prét enregistré, soit
environ 10 centimes. Si un tel modéle était
appliqué en Suisse I"auteur dont I'ouvrage
aurait été emprunté 100 fois recevrait
10 francs, moins les frais de gestion bien

entendu ...



Urheberrecht und é6ffentliche Bibliotheken

Christian Relly
Pestalozzi-Bibliothek Ziirich

Das Bundesgesetz iiber das Urheber-
rechtundverwandte Schutzrechte (URG)
vom 9. Oktober 1992 bildet die Grund-
lage fiir die Nutzung von urheberrecht-
lich geschiitzten Werken. Es regelt die
Beziehungen zwischen Urhebern (Auto-
ren, Verlegern, Komponisten, Malern,
Fotografen, Filmern u.a.) sowie Interpre-
ten (Musikern, Schauspielern usw.) und
Nutzern.

Das Gesetz hilt fest, welche Arten der
Nutzung erlaubt und unentgeltlich
sind, welche zwar erlaubt, aber kosten-
pflichtig und welche nicht erlaubt sind.
Dort, wo es um die kostenpflichtige
Nutzung geht, mussten und miissen
sich Urheber und Nutzer auf einen ge-
meinsamen Tarif einigen und diesen
der Eidgendssischen Schiedskommis-
sion zur Genehmigung vorlegen.

Die Urheber werden in diesen Ver-
handlungen durch die Verwertungsge-
sellschaften vertreten (ProlLitteris, So-
ciété Suisse des auteurs, Suisa, Swiss-
image u.a.). Diese sind auch zustindig
fur das Inkasso der Abgaben, die sie
dann, abziiglich der Verwaltungskos-
ten, an die Rechteinhaber weiterleiten.

Am wichtigsten fiir 6ffentliche Biblio-
theken ist der Gemeinsame Tarif 6 (GT
6) tiber das «Vermieten von Werkexem-
plaren in Bibliotheken». Es ist der ein-
zige Tarif, der ausschliesslich die Biblio-
theken betrifft. Er ist jedoch nur von
Bedeutung, wenn die Bibliothek fiir die
Ausleihe Gebiithren erhebt, wobei ein-
malige Einschreibegebiihren, jihrliche
Mitgliedschaftsbeitrige sowie sonstige,
nicht pro Vermietvorgang erhobene pe-
riodische Verwaltungsgebiihren nicht
als Gebiihren gelten, «wenn der Ver-
mieter eine gemeinniitzige Bibliothek
istund damiteinen Teil der Betriebskos-
ten deckt».
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Erhebt dagegen eine Bibliothek von
ihren Benutzern eine Gebtihr pro Aus-
leihvorgang bzw. pro ausgeliehenes
Medium, hat sie einen Teil dieser Ein-
nahmen den Urhebern (bzw. ProLitte-
ris, die fiir diesen Tarif die Urheber
vertritt) abzuliefern, und zwar
— 9% der mit der Ausleihe von Biichern

erzielten Einnahmen,

—12% der mit der Ausleihe von Ton-
sowie Tonbildtrigern erzielten Ein-
nahmen (ndmlich 9% fiir die Urhe-
ber und 3% fiir die Interpreten).

Bibliotheken, die ihren Kundinnen
und Kunden ein Abonnement verkau-
fen, bei dem bei jeder Ausleihe ein
Punkt abgebucht wird, sind ebenfalls
abgabepflichtig.

Es ist keine Frage und es ist auch ein
Anliegen der Bibliotheken, dass die be-
rechtigten Anspriiche der Urheber abge-
golten werden sollen. Aber ein Ausbau
der Urheberrechte und insbesondere
ein Ausbau der Abgeltungen ist grund-
satzlich nicht im Sinne der Bibliotheken
und ihres Publikums.

Ausserdem von Bedeutung ist GT 8
uiber das «Vervielfiltigen von Werken
mittels Reprographie-Verfahren». Es
geht hier also um die Kopierabgaben.
Fiir die Bibliotheken massgebend ist
GT & II. Dieser bestimmt,

— dass fiir interne Kopien eine jihrliche
Vergiitung in Abhidngigkeit von der
Anzahl Angestellter zu leisten ist
(4—9 Angest. Fr. 30.—, 10-19 Angest.
Fr. 6o.— etc.) und

— dass auf Kopien, die fiir Benutzende
oder von Benutzenden gegen Entgelt
in der Bibliothek gemacht werden,
3,5% der Einnahmen abgeliefert wer-
den miissen.

Seit Januar 2004 gibt es ausserdem
den GT 9 tiber die «Nutzung von ge-
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schiitzten Werken und geschiitzten
Leistungen in elektronischer Form
zum Eigengebrauch mittels betriebsin-
ternen Netzwerken», der an GT 8 an-
schliesst. Hier geht es darum, dass Ko-
pien nicht nur auf Papier hergestellt,
sondern dass sie mehr und mehr digital
verbreitet werden. Fuir diese Art der
Nutzung sind gemiss GT g — auch wie-
der entsprechend der Anzahl Ange-
stellter — 30% der GT-8-Entschidigung
abzuliefern.

GT 6, 8 und 9 laufen per Ende 2006
aus und miissen fiir die nichste Periode
zwischen Verwertungsgesellschaften
und Nutzern neu verhandelt werden.
Entsprechend dem Kreis der Betrof-
fenen sind die Bibliotheken fiir GT 8
und 9 ein Verhandlungspartner unter
vielen, wogegen fiir GT 6 nur ProLitte-
risund Bibliotheken am Verhandlungs-
tisch sitzen, Letztere fachlich unter-
stiitzt durch den Dachverband der Ur-
heberrechtsnutzer (DUN), der bei allen
Tarifverhandlungen beteiligt ist.

Schulbibliotheken sind von diesen drei
Tarifen in der Praxis meist nicht betrof-
fen. Ausleihgebiihren erheben sie ja
ohnehin nicht. Und mit GT 8 und 9
haben sie direkt nichts zu tun, denn sie
sind ein Teil der Schule, und allfillige
Abgaben miissen von dieser entrichtet
werden, sofern dies nicht zentral tiber
das kantonale Erziehungsdepartement
abgewickelt wird.

Die Bestimmungen des URG gelten im
Prinzip unabhingig von der Art des
Mediums, also fiir Biicher, CD, DVD,
wie auch fiir Inhalte, die im Internet
zugdnglich sind. Wichtig ist immer die
Frage, ob es sich um ein «Werk» im
Sinne von Artikel 2 bis 5 URG handelt.
Die Ausleihe ist ohne Einschrinkung
moglich, auch wenn unbestrittener-
massen bei digitalen Datentrigern die
Gefahr der unerlaubten Verwendung,



insbesondere des unerlaubten Kopie-
rens grosser ist (das Kopieren fiir den
Eigengebrauch ist erlaubt, die geschul-
dete Abgabe wird {iber die Kopierabga-
be bzw. iiber die Abgabe auf den leeren
Datentrigern entrichtet).

Bei Computerprogrammen, z.B. als
CD-ROM oder als PlayStation-Spiele,
wird von einzelnen Produzenten das
Recht der Bibliotheken zur Ausleihe
bestritten. Es liegen jedoch Rechtsgut-
achtenvor (u.a. aus dem Bundesamt fiir
Kultur), die die Rechtmissigkeit dieser
Ausleihe bestitigen. Definitive Klarheit
in diesem Bereich wiirde allerdings erst
ein Bundesgerichtsurteil bringen.

Der Revisionsentwurf, der vermutlich
noch in diesem Jahr in den eidgenés-

sischen Riten besprochen wird, bringt
beziiglich der genannten Regelungen,
die fiir 6ffentliche Bibliotheken von Be-
deutung sind, keine wesentlichen An-
derungen. Die Forderung nach einer
Ausleihabgabe istim Entwurfnicht ent-
halten, wird jedoch zweifellos im Par-
lament zur Sprache kommen; die Mo-
tion von Vreni Miiller-Hemmi ist noch
nicht vom Tisch.

Eine solche Abgabe auf simtlichen
Entleihungen, wie sie in einigen Lin-
dern iiblich ist, wiirde die Bibliotheken
empfindlich treffen, denn es ist nicht
anzunehmen, dass die offentliche
Hand die dafiir zusitzlich benotigten
Mittel zur Verfligung stellen wiirde. Die
Folge wire also entweder eine faktische
Kiirzungder Budgetmittel fiirdie Biblio-
theken oder eine Erhéhung der Kosten

fiir die Benutzenden. Beides ist sicher
nichtim Sinne der Lese- und Kulturfor-
derung. Am stirksten betroffen wiren
die 6ffentlichen Bibliotheken, weil dort
die Ausleihzahlen am héchsten sind. Es
ist keine Frage und es ist auch ein An-
liegen der Bibliotheken, dass die be-
rechtigten Anspriiche der Urheber ab-
gegolten werden sollen. Aber ein Aus-
bau der Urheberrechte und insbeson-
dere ein Ausbau der Abgeltungen ist
grundsitzlich nichtim Sinne der Biblio-
theken und ihres Publikums. (Siehe
auch Artikel Seite 40).

contact:

christian.relly@pbz.ch

Die Bibliotheken und das Offentlichkeitsgesetz

Les bibliotheques et la Loi sur le princ
transparence dans

Herbert Burkert’

Bibliotheken und Offentlichkeitsgesetz —
die Zusammenfiihrung im Titel erstaunt
zunichst. Gibt es doch kaum offenere,
auf Information fiir alle ausgerichtete
Einrichtungen als Bibliotheken. Bedarf
es da eines besonderen Nachdenkens
iiber mégliche Auswirkungen eines Of-
fentlichkeitsgesetzes, hier dem Anwen-
dungsbereich des Bundesgesetzes iiber
das Offentlichkeitsprinzip der Verwal-
tung (BGO)? entsprechend, auf Biblio-
theken im Zustdndigkeitsbereich des
Bundes?

Die Prinzipien des Offentlichkeitsge-
setzes des Bundes und einige Erfah-
rungen mit entsprechenden Rege-
lungen der Kantone haben schon im
Dossier «Offentlichkeitsgesetz» in Ar-
bido 5 (2005) ihre Darstellung gefun-
den.

Andreas Kellerhals hatte dort bereits
den Bezug zum Archivgut hergestellt:.
Auf diesen Ausfithrungen baut dieser
Beitrag auf.
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Bibliotheken als Adressaten des Infor-
mationszugangs

Der erste Aspekt von «Bibliotheken
und Offentlichkeitsgesetz» ist unmit-
telbar einleuchtend: Kénnen die Biblio-
theken des Bundes Adressaten von In-
formationsanfragen nach dem BGO
werden? Mit welcher Art von Anfragen
werden sie zu rechnen haben?

Alle Bibliotheken oder bibliotheka-
rischen Einrichtungen der zentralen
Bundesverwaltung (etwa die der Bun-
deskanzlerin unterstellte Eidgenos-
sische Parlaments- und Zentralbiblio-
thek und die den Bundesdmtern unter-
stehenden Bibliotheken wie etwa die
Bibliothek des Eidgendssischen De-
partements fiir auswirtige Angelegen-
heiten oder die Bibliothek des Bundes-
amtes fiir Justiz) und der dezentralen
Bundesverwaltung (etwa die Schweize-
rische Landesbibliothek [SLBJ*+ als
FLAG-Einheits des Bundesamtes fiir
Kultur, aber auch die Bibliotheken der
Eidgendssischen Technischen Hoch-
schulen®) sind Teile der Bundesverwal-
tung und fallen damit unter den Gel-
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tungsbereich des BGO?. Im Folgenden
beschrinken wir uns beispielhaft auf
die Departementsbibliotheken und die
SLB:

Die Anwendbarkeit des BGO steht al-
lerdings unter dem Vorbehalt anderer
Bundesgesetze, die «(...) abweichende

1 Herbert Burkert ist Titularprofessor fiir
Offentliches Recht, Informations- und
Kommunikationsrecht an der Universitit
St. Gallen und Prasident der dortigen
Forschungsstelle fiir Informationsrecht.
E-Mail: herbert.burkert@unisg.ch. — Alle
zitierten Links wurden zuletzt am 5. Mai
2006 iiberpriift.

2 Das Gesetz und die dazugehérige Verord-
nung werden zum 1. Juli 2006 in Kraft
treten. Der Text des Gesetzes findet sich in
BBI. 2004, 7269 ff.

3 Andreas Kellerhals, «Was Sie schon immer
iiber den Staat wissen wollten, aber nie zu
fragen wagten ...». In: Arbido 2005, H. 5, 3—4

4 Bundesgesetz iiber die Schweizerische

Landesbibliothek (SLBG) vom 18.12.1992
(AS 1993, 1773; SR 432.21).



Voraussetzungen fiir den Zugang zu
bestimmten Informationen vorse-
hen.®» Insoweit geht etwa fiir die SLB
die Bestimmung vor, dass ihre Bestin-
de vor Ort einzusehen sind und ein
Nutzungsreglement aufzustellen isto.

Mit der Erwdhnung der Bestinde stellt
sich aber zugleich die Frage, welcher

5 FLAG: Fithren mit Leistungsauftrag und
Globalbudget. — Gilt fiir die SLB ab 1.1.2006
laut Beschluss des Bundesrates vom
18.5.2005.

6 Vgl. Art. 4 Abs. 1, 5 Abs. 1, 33 Abs. 1 des
Bundesgesetzes iiber die Eidgendssischen
Technischen Hochschulen (ETH-Gesetz;

SR 414.110)

7 Art. 2 Abs.1 lit. a BGO; siehe auch Botschaft
BBI 2003, 1985 f.

Art. 4 lit. b BGO

9 Art. 12 Abs. 1 SLBV (Verordnung) gestiitzt auf
Art. 15 Abs. 1 SLBG

10 Art. 5 BGO

11 Vgl. Art. 5 Abs. 1 BGO

12 Art. 6 Abs. 3 BGO

13 Siehe etwa Alexandria (http://topaz.snl.ch/
cgi-bin/gwalex/chameleon?Ing=dediskin=portal)
— aber auch Helveticat (http://162.23.5.141/
cgi-bin/gw/chameleon?skin=helveticat&lng=
de) und kantonsiibergreifend und einschliess-
lich der SLB der Schweizer Virtuelle Katalog
(http://www.chvk.ch/vk_schweiz.html)

14 Siehe im Einzelnen Art. 7 BGO

15 Art. 7 Abs. 2 BGO

16 Vgl. Art. 8 BGO

17 Stephan C. Brunner, «Vom Offentlichkeitsge-
setz zur Transparenz in der Praxis: Werkstatt-
bericht zum Stand der Umsetzungsarbeiten>.
In: Arbido 2005, H. 5, 14-15

18 Zum Beispiel die iiber das Internet bereits
zugénglichen Jahresberichte der SLB

19 Siehe den oben schon erwihnten Art. 6
Abs. 3 BGO

20 American Library Association: Open Records
Requests Seeking Information Concerning
Complaints About Patrons Accessing
«Inappropriate» Material on Public Library
Internet Terminals, Memorandum May 1999.
http://www.ala.org /Template.cfm?Section=
issuesrelatedlinkselTemplate=/ContentManage-
ment /ContentDisplay.cfm&ContentID=78115

21 Fiir die Diskussion in den USA z.B.: American

-

Library Association, Confidentiality and
Coping with Law Enforcement Inquiries:
Guidelines for the Library and its Staff, April
2005. http://www.ala.org/Template.cfm?Sec-
tion=ifissuesqTemplate=/ContentManage-
ment /ContentDisplay.cfmaContent|D=77801
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Art die Informationsanfragen denn
dann noch sein kénnten. Gegenstand
des Informationsanspruchs nach dem
Wortlaut des BGO sind «amtliche Do-
kumente»™. Ein amtliches Dokument
ist jede aufgezeichnete Information,
die im Besitz einer Behorde ist und die
die Erfillung einer offentlichen Aufga-
be betrifft". Inwieweit Informationen,
diesich beiden genannten Bibliotheken
befinden und nicht Gegenstand expli-
ziter Sonderregelungen sind, darunter
fallen, lisst sich nur anhand konkreter
Informationsnachfragen kliren. Nicht
darunter fallen diirften aber etwa bei
einer Departementsbibliothek Biicher
oder Zeitschriften, die die Bibliothek
beschafft hat, da diese Bestinde zwar
im Zuge einer 6ffentlichen Aufgabe be-
schafft wurden, nicht aber selbst eine
solche betreffen. Anders ist das aber
moglicherweise bei dort bereitgehal-
tenen Veréffentlichungen der eigenen
und anderer (Bundes-)Behorden. Aller-
dings diirfte es sich insoweit um Doku-
mente handeln, die in einem Publika-
tionsorgan oder auf einer Internetseite
des Bundes veroffentlicht sind. Inso-
weit ist der Informationsanspruch oh-
nehin erfullt®. Gleiches gilt fiir die
Information iiber die Bestinde dieser
Bibliotheken (einschliesslich der De-
partementsbibliotheken), die tiber all-
gemein zugingliche (elektronische)
Kataloge nachgewiesen sind®.

Ein Zugriffsversuch mithilfe des BGO
ausgerechnetaufBestindeund Katalog-
informationen wird eher unwahr-
scheinlich sein. Was bleibt dann noch?
Da - selbst unter Einbezug kantonaler
Erfahrungen — der Umgang mit Infor-
mationszugangsgesetzen noch relativ
neu ist, lassen sich hier keine verliss-
lichen Voraussagen machen. Der Blick
auf (allgemeine) internationale Erfah-
rungen lehrt, dass Umfang und Art der
Nutzung im Wesentlichen von drei Fak-
toren abhingen:
—von der allgemeinen Informations-
kultur des jeweiligen Staatswesens,
—von der individuellen Informations-
kultur der jeweiligen betroffenen
Einrichtung und

— von den jeweils aktuellen Themen der
gesellschaftlichen und politischen
Auseinandersetzung.

Damit lassen sich zumindest einige

Nachfragetypen prognostizieren. Ge-
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fragt werden wird etwa — wie auch bei
anderen staatlichen Einrichtungen —
nach  bevorstehenden  organisato-
rischen, personellen und riumlichen
Verinderungen, nach Budgeteinzel-
heiten und der Effektivitit und Effi-
zienz der Organisation.

Solche Informationen sowohl bei
der SLB als auch bei den Departements-
bibliotheken sind in der Regel «amt-
liche Dokumente» i.S. des BGO. Die
allgemeinen Ausnahmeregelungen des
BGO™ diirften hier kaum zum Zuge
kommen, wobei auf die Bedeutung der
Ausnahme zum Schutz der Privatsphi-
re’ noch gesondert einzugehen sein
wird. Wenn es sich um noch nicht ab-
geschlossene Entscheidungsprozesse
handelt, wird man aber auf die entspre-
chende Ausnahme aus dem Katalog der
besonderen Fille zuriickgreifen kon-
nen®.

Die allfillige Last abzuarbeitender In-
formationsanfragen kann aber — wie im
Beitrag von Stephan C. Brunner im
schon erwihnten Arbido-Heft ange-
tont” — durch eine proaktive Informa-
tionspolitik (vor allem unter Nutzung
des Internets) von den jeweiligen De-
partementen und der SLB aufgefangen
werden®. Anfrager konnen dann je-
weils auf diese Quellen verwiesen wer-
den®.

Die Erfahrungen insbesondere in den
USA haben aber auch gezeigt, dass ein
neuer Typus von Anfragen an Bedeu-
tung gewonnen hat— und das fithrt uns
nun zu der oben schonangesprochenen
Ausnahme zum Schutz der Privatspha-
re: Es sind dies Anfragen tiber Auslei-
hen und Einsichtnahmen durch indivi-
duelle Nutzer von Bibliotheken (ein-
schliesslich der Fragen nach der Inter-
netnutzung in den Bibliotheken)*.

In unserem Zusammenhang geht
es dabei nicht um die ebenfalls sehr
umstrittene Befugnis von Behorden,
im Zuge der Gefahrenabwehr oder
Strafverfolgung auf solche Informa-
tionen zuzugreifen®. Dies ist ein kei-
nesfalls zu unterschitzendes Problem,
aber es filltausserhalb des Bereichs des
Offentlichkeitsprinzips und wird des-
halb hier nicht weiter verfolgt.

Es geht hier vielmehr um die Nach-
fragen von Privaten oder privaten Or-
ganisationen, um Aufschluss tiber das



Nutzungsverhalten anderer Privater zu
erhalten. In diesen Fillen greift aus
meiner Sicht die Ausnahme zum
Schutz der Privatsphire Dritter?2.

Allerdings hat auch diese Ausnah-
me eine Ausnahme: «(...) ausnahms-
weise kann jedoch das 6ffentliche Inte-
resse am Zugang tiberwiegen»*. Uber-
wiegt das offentliche Interesse, wenn
sich eine Nachfragerin nach dem Aus-
leihverhalten von Mitarbeitern eines

Gerade in den USA haben sich zwar die
Zahl und auch die Qualitit der allge-
mein zugénglichen und allgemein ver-
stindlichen Informationsangebote auf
dem Internet wesentlich erhéht. Auf-
grund der Erfahrungen ihrer Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und der dort
verfiigbaren Findmittel bleiben Biblio-
theken aber vor allem auch als real exis-
tierende und nicht bloss virtuelle Ein-
richtungen dennoch weiter unentbehr-
lich.

Departements bei einer Departements-
bibliothek erkundigt? Ginzlich ohne
Sinn wiren solche Nachfragen nicht,
kénnten sie doch méglicherweise Indi-
zien fiir neue Vorhaben im Departe-
ment sein. Wiren das auch Informa-
tionen, die die Erfiillung einer 6ffent-
lichen Aufgabe betreffen? Wohl ja,
denn die Mitarbeiter informieren sich
fiir dienstliche Zwecke. Und greift hier
die Ausnahme der Ausnahme, iiber-
wiegt hier ein offentliches Interesse
gegeniiber den Interessen der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter? Das Argu-
ment ist nicht leicht von der Hand zu
weisen. Der Datenschutzausnahme
kénnte man ohnehin dadurch zuvor-
kommen, dass man z.B. nur nach Ti-
teln und Hiufigkeiten in einem be-
stimmten Zeitraum fragt. Da es um
vorbereitende Informationen geht,
bliebe allerdings noch zu kliren, ob sol-
che Informationen nicht erst zuging-
lich gemacht werden diirften, «(...)
wenn der politische oder administra-
tive Entscheid, fiir den sie die Grundla-
ge darstellen, getroffen ist»24.

Dieser Bezug zu kiinftigen Ent-
scheiden miisste freilich hinreichend
konkret sein, sonst wiirde die Ausnah-
me uferlos, ist doch jedes Tun der Ver-
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waltung in der Vergangenheit auf Tun
in der Zukunft ausgerichtet (oder sollte
es zumindest sein). Sind dann diese
Informationen auch noch vorhanden —
etwa im Bibliotheksrechner oder im
Server des Departements — so kénnte
den Anfragern schliesslich auch nicht
entgegengehalten werden, dass man
diese «Dokumente» erst erstellen
miisste, denn «(a)ls amtliche Doku-
mente gelten auch solche, die durch
einen einfachen elektronischen Vor-
gang aus aufgezeichneten Informa-
tionen erstellt werden kénnen», sofern
es sich bei den zusammenzustellenden
Informationen nur auch um solche
handelt, die unter die Definition «amt-
liche Dokumente» fallen®.

Auszuschliessen sind, wie dem Au-
tor amerikanische Kollegen berichtet
haben, solche kreative Versuche zur
Nutzung des Offentlichkeitsprinzips
jedenfalls nicht. Vielleicht wire es oh-
nehin aufschlussreicher, wenn man in
Erfahrung bringen konnte, welche
«Bookmarks» (festeingetragene Adres-
sen zum schnelleren Auffinden von
Webseiten) Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter auf ihren «Dienstrechnern»
eingetragen haben oder — soweit das
iiberhaupt technisch aufgezeichnet
ist — welche Suchbegriffe sie in einem
bestimmten Zeitraum bei einschli-
gigen Suchmaschinen abgefragt haben
und welche «Treffer» sie dann aufgeru-
fen haben.

Solche Uberlegungen mégen fiir die
Schweiz jedenfalls arg hypothetisch
sein; Informations- und Suchstrategien
der Buirgerinnen lassen sich aber eben
nur begrenzt vorhersagen. Uns jeden-
falls gaben diese Spekulationen Gele-
genheit, einige der Definitionen und
Ausnahmen des Offentlichkeitsprin-
zips und ihre Interpretationen zumin-
dest en passant zur Diskussion zu stel-
len.

Neue Aufgaben der Bibliotheken im Rah-
men des Offentlichkeitsgesetzes?

Der Blick auf das Ausland — insbeson-
dere auf die USA, aber auch auf skan-
dinavische Linder — eréffnet noch eine
andere, doch schon eher konstruktive
Perspektive fiir die Bibliotheken der
schweizerischen Bundesverwaltung —
trotz der Verschiedenheiten in den In-
formationskulturen.
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In den USA vor allem sind — wenn auch
mit regionalen Verschiedenheiten — Bi-
bliotheken fest im «Informationsall-
tag» der Biirgerinnen und Biirger ver-
ankert. Bibliotheken sind dabei hiufig
erste Anlaufstellen fiir diejenigen, die

Es liegt auf der Hand, dass die Existenz
eines Informationszugangsrechtes al-
lein grundsatzliche Transparenz- und
Zugangsprobleme nicht l6sen kénnen
wird. Besonders wichtig wird — wie

schon erwihnt— der weitere Ausbau des
aktiven Informationsangebotes der Be-
hérden sein. Aber es wird eben auch
nicht vollig ausreichen.

ein Gegeniiber fiir ihre behordlichen
Anliegen erst noch suchen miissen.
Gerade in den USA haben sich zwar die
Zahl und auch die Qualitat der allge-
mein zuginglichen und allgemein ver-
stindlichen Informationsangebote auf
dem Internet wesentlich erhéht. Auf-
grund der Erfahrungen ihrer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter und der dort
verfiigbaren Findmittel bleiben Biblio-
theken aber vor allem auch als real exis-
tierende und nicht bloss virtuelle Ein-

richtungen dennoch weiter unentbehr-
lich.

Es liegt auf der Hand, dass die Existenz
eines Informationszugangsrechtes al-
lein grundsitzliche Transparenz- und
Zugangsprobleme nicht l16sen kénnen
wird. Besonders wichtig wird — wie
schon erwidhnt — der weitere Ausbau
des aktiven Informationsangebotes der
Behorden sein. Aber es wird eben auch
nicht véllig ausreichen.

Die Schweiz ist zwar in der gliick-
lichen Lage, mit ihren Portalen wie
www.admin.ch und www.ch.ch schon
Hilfsmittel installiert zu haben, die

22 Art. 7 Abs. 2 BGO

23 Art. 7 Abs. 2 letzter Halbsatz

24 Einer der «besonderen» Ausnahmefille:
Art. 8 Abs. 2 BGO.

25 Art. 5 Abs. 2 BGO. Freilich liesse sich eben
diese Eigenschaft bestreiten, wenn man
darauf verweisen kénnte, dass diese
Informationen (ausschliesslich) zum
persénlichen Gebrauch bestimmt sind
(vgl. Art. 5 Abs. 3 lit. ¢ BGO).



auch immer weiter verbessert werden.
Es wird aber gerade auch mit dem An-
wachsen der Informationsméglich-
keiten und der Informationsquellen
weiterhin der Instanzen und vor allem
auch der Personen bediirfen, die hier —
zeichentheoretisch gesprochen - se-
mantisch informationsvermittelnd ti-
tig werden.

Eine Reihe solcher Einrichtungen
werden sich — wie auch schon bisher —
in der Gesellschaft selbst bei einer ent-
sprechenden Biindelungen von Inte-
ressenlagen herausbilden. Dennoch
bleiben gerade fiir Bibliotheken — ins-

besondere eben etwa auch fiir eine Lan-
desbibliothek — hier Aufgaben- und
Tatigkeitsfelder, iber die nachzuden-
ken sich lohnen sollte. Aber auch fiir
die Departementsbibliotheken konnten
sich hier neue Aufgaben erschliessen.
Sie konnten aufgrund der Fachkennt-
nisse des Personals noch stirker in die
Informationsleistungen der Departe-
mente nach aussen eingebunden wer-
den und zugleich eine Rolle zugewie-
sen erhalten fiir die Fille, in denen eine
Einsichtnahme aufgrund des BGO vor
Ort vorzuziehen ist, sei es, weil es die
Nachsuchenden so wiinschen oder weil

es aufgrund der Sachlage geboten er-
scheint.

Auch hier ist der kreativen Resonanz,
die die Beschiftigung mit Information
eben auslost, erst einmal keine Be-
schrankung auferlegt. Was den Biblio-
theken dann im Einzelnen noch zuge-
wiesen werden sollte oder bei all den
bestehenden Aufgaben noch zugewie-
sen werden kann, wird noch zu ent-
scheiden sein.

contact:
hb@herbert-burkert.net

L'influence des accords internationaux
de commerce sur le droit d’auteur
Die Auswirkung der internationalen

|

Handelsabkommen auf das Urheberrecht

Jarmila Looks®

Institut suisse de droit comparé (ISDC)
Schweizerisches Institut fiir Rechtsver-
gleichung

I. Remarques préliminaires

Le droit d’auteur a été traditionnelle-
ment congu pour protéger d'une part
les auteurs de I'usage non autorisé de
leurs ceuvres et d’autre part, afin d’as-
surer que cette protection soit en équi-
libre avec I'intérét de la société de per-
mettre un acces aussi large et libre que
possible a la culture et au savoir. Cette
conception correspondait a un contexte
ou les auteurs n’étaient pas les indus-
tries entiéres etles ceuvres n’étaient pas

1 Sous-directrice et chef de la bibliothéque,
Institut suisse de droit comparé, Lausanne;
chargée de cours a la HEG Genéve.

Les URL indiqués dans les notes ci-dessous
ont été vérifiés actifs le 21 avril 2006

2 Au sujet de industrialisation de la culture,
voir Edelman, Bernard, La propriété littéraire
et artistique, 3° éd., Paris: PUF, 1999 (Que
sais-je?; 1388)

3 RS o0.231.15
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aussi faciles a copier qu’elles ne le sont
aujourd’hui, a I'heure du numérique.

La réalisation d'une copie digitale
d’excellente qualité est non seulement
un véritable jeu d’enfant, mais elle peut
également étre aisément distribuée a
grande échelle par tout un chacun. Ce
phénomene a occasionné des pertes
d’argentconsidérables a'industrie pro-
ductrice du contenu. Celle-ci, soucieuse
deretrouver unretour d’investissement
nécessaire a la création des ceuvres pro-
tégées, a été amenée A réagir et a cher-
cher a travers des groupes de pression
puissants le secours aupres du législa-
teur et au sein des organisations inter-
nationales.

La logique du marché qui a pénétré
par ce biais dans le domaine du droit
d’auteur a amené le traitement de celui-
ci au niveau des accords de 'Organisa-
tion mondiale du commerce et de di-
vers accords de libre échange multi- ou
bilatéraux>.

Cette évolution a des répercussions sur
les activités exercées par les bibliothe-
ques et constitue une menace sérieuse
aux limitations et exceptions dont elles
bénéficient pour pouvoir remplir leur
role de gardiennes d’accés au savoir.
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Il. Lévolution au niveau des normes in-
ternationales et nationales
Au niveau international, le texte proba-
blement le mieux connu des profes-
sionnels dans les bibliotheques est ce-
lui de la Convention de Berne pour la
protection des ceuvres littéraires et ar-
tistiques, révisée a Paris en 19713. Ce
quon en a retenu tres certainement,
c’est le test en 3 étapes (ou «3 steps
test»), c’est-a-dire 'autorisation donnée
aux Etats parties de prévoir des excep-
tions aux droits exclusifs des auteurs
d’autoriser la reproduction

1) dans certains cas spéciaux,

2) pourvu quelles n’entrent pas en
conflitavec I'exploitation normale de
I'ceuvre et

3) ne portent pas de préjudice aux inté-
rétslégitimes de l'auteur — comme par
exemple les citations ou l'utilisation
d’ceuvres a des fins pédagogiques.

Article 9 (Convention de Berne)

Droit de reproduction

(1) Les auteurs d’ceuvres littéraires et ar-
tistiques protégés par la présente
Convention jouissent du droit exclusif
d’autoriser la reproduction de ces ceu-
vres, de quelque maniére et sous quel-
que forme que ce soit.



(2) Est réservée aux législations des pays
de I'Union la faculté de permettre la
reproduction desdites ceuvres dans cer-
tains cas spéciaux, pourvi quune
telle reproduction ne porte pas atteinte
a Pexploitation normale de 'ceuvre ni
ne cause un préjudice injustifié aux
intéréts legitimes de lauteur.

Ce texte a été complété en 1996 par
ladoption de deux autres traités, a sa-
voir le traité de 'OMPI sur le droit
d’auteur (WCT)# et le traité de 'OMPI
sur les interprétations et exécutions et
les phonogrammes (WPPT)s. Ceux-ci
réglent la protection des auteurs, des
artistes-interpretes et des producteurs
de phonogrammes dans le contexte
des nouvelles technologies de la So-
ciété de I'Information. On les appelle
les «traités Internet», la Suisse les a
signésmaispasencoreratifiés. L' Union
européenne l'a fait en arrétant la Di-
rective 2001/29/CE sur I'harmonisa-
tion de certains aspects du droit
d’auteur et des droits voisins dans la
Société de I'Information®. Mention-
nons encore qu'en 1998 a vu le jour
aux USA le «Digital Millenium Copy-
right Act (DMCA)»7.

Quel est l'apport de ces nouveaux tex-
tes? Des dispositions tout a fait nouvel-
les, parfois qualifiées de «paracopy-
right». En effet, plutét que de protéger
des ceuvres, elles protegent des mesu-
restechniques, elles-mémes protégeant
ces ceuvres. On les appelle couramment
des «digital rights management» ou
DRM, parfois des «technological pro-
tection measures» ou TPM. Il est inter-
dit de les contourner ainsi que de fabri-
quer, publier, mettre a disposition ou
vendre des outils (équipement ou logi-
ciels) permettant le contournement de
telles mesures techniques®.

Digital Rights Management (DRM) est

un ensemble de mesures techniques

incorporées dans le contenu et permet-

tant notamment de

— contrdler 'acces a I'ceuvre

— identifier I'utilisateur

— identifier 'ceuvre

- appliquer les regles d’'utilisation pro-
pres a chaque utilisateur (tarification
différente selon les utilisateurs)

— assurer la continuité dans la durée et
quel que soit le systeme
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Lors de 'acquisition d’un contenu nu-
mérique, on n’est pas libre d’en dispo-
ser comme on le souhaite, I'utilisation
étant soumise a un contréle assuré par
un logiciel incorporé au document (par
exemple les CD ou DVD équipés d'un
dispositif anticopie).

Présentés comme moyens de faire res-
pecter le droit d’auteur, les DRM ne
devraient pas pour autant se substituer
a la loi. En effet, ils imposent souvent
des restrictions qui ne sont pas prévues
par laloi; ils ne permettent pas toujours
de tenir compte de certaines exceptions
que laloi accorde aux utilisateurs d’ceu-
vres protégées (notamment la possibi-
lité de faire les copies sans autorisation
préalable pour 'usage privé, 'enseigne-
ment et la recherche). Les mesures
techniques sont appliquées d’emblée,
sans négociation préalable, et présup-
posent un usage illégal du contenu
qu'elles protegent.

Dans une bibliothéque, que peut-il arri-
ver? Parexemple un CD-ROM contenant
des textes de lois, a partir duquel on
n’arrive ni a imprimer, ni a copier des
parties de texte pour les citer. Les DRM
protégent trés efficacement un contenu
qui est du domaine public (textes de
lois) et ne permettent pas un usage auto-
risé dans tous les cas, a savoir la repro-
duction pour usage privé ou la cita-

tion.

Dans une bibliotheque, que peut-il ar-
river? Par exemple un CD-ROM conte-
nant des textes de lois, a partir duquel
on n’arrive ni a imprimer, ni a copier
des parties de texte pour les citer. Les
DRM protegent trés efficacement un
contenu qui est du domaine public (tex-
tes de lois) et ne permettent pas un
usage autorisé dans tous les cas, a savoir
la reproduction pour usage privé ou la
citation?®.

Que faire dans un tel cas?

Le projet suisse de la modification de la
loi sur le droit d’auteur™ prévoit un ré-
gime de protection des mesures techni-
ques respectueux de l'usage licite des
ceuvres. L'art. 39a, al. 4 du projet dis-
pose en effet que «linterdiction de
contourner ne peut pas frapper celui
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qui contourne une mesure technique
efficace exclusivement dans le but de
procéder a une utilisation licite».

Reste a savoir comment s’y prendre
pour contourner, car ce méme article
prévoit a l'alinéa précédent I'interdic-
tion de fabriquer, importer, proposer au
public, aliéner, mettre en circulation,
louer, confier pour usage, faire de la
publicité ou encore fournir des services
qui ont pour but de contourner les
DRM. Le message précise bien que
«cette interdiction de I'acte préparatoire
devrait constituer un moyen encore
plus efficace de protéger les mesures
techniques que l'interdiction méme de
contournement inscrite a I'al. 1»™.

Pourtant, les traités Internet de ' OMPI
que la Suisse souhaite ratifier n'impo-
sent pas aux Etats parties des solutions
aussi strictes (Iart. 11 WCT dit simple-
ment qu'ils doivent prévoir une protec-
tion juridique appropriée et des sanc-
tions juridiques efficaces contre la neu-
tralisation des mesures techniques
protégeant les ceuvres contre les actes
non autorisés par les auteurs concernés
ou permis par la loi).

D’ailleurs, on voit bien que d’autres
pays ont trouvé des solutions un peu
plus respectueuses vis-a-vis des biblio-
théques. Tel est par exemple le cas de
I'Australie, qui a amendé sa législation

4 http://www.wipo.int/treaties/ft/ip /wct/
index.html
http://www.wipo.int/treaties/fr/ip /wppt/
index.html

(V.1

6 Journal officiel n° L 167 du 22/06/2001
pp. 0010—-0019
7 www.copyright.gov/legislation/dmca.pdf

o]

Au sujet des DRM, voir Fernandez Molina,
Juan Carlos, «Laws against the circumven-
tion of copyright technological protection»,
Journal of Documentation 2003 59 (1) 41-68
9 Cas qui s’est effectivement produit a la
bibliotheque de I’Institut suisse de droit
comparé avec un CD-ROM contenant les lois
sénégalaises
10 FF 2006, pp. 3319 ss, "ensemble des textes
sur I’adaptation de la LDA aux standards
internationaux se trouve sur le site de
I"Institut fédéral de propriété intellectuelle,
page http://www.ipi.ch/F [jurinfo/j103.shtm
11 FF 2006, p. 3298



en 2000 (entrée en vigueur 2001). Le
Copyright Amendment (Digital Agen-
da) Act 2000™ permet la fabrication,
I'importation et la distribution d’outils
de contournement aux personnes qua-
lifiées pour pouvoir faire un usage per-
mis des ceuvres protégées. Ceci com-
prend la reproduction licite faite par les
bibliotheques (mais non pas la copie
privée par les particuliers).

Section 116A

(3)

This section does not apply in relation to
the supply of a circumvention device or a
circumvention service to a person for use
for a permitted purpose if:

12 http://www.austlii.edu.au/au/legis/cth/
consol_act/caaaz000294/

13 Cf. von Braunmiihl, Patrick, «Copyright
exemptions have to become consumer
rightsls, Indicare 25/02 /05, http://www.
indicare.org/tiki-read_article.
php?articleld=78

(a) the person is a qualified person; and
(b) the person gives the supplier before, or
at the time of, the supply a declaration
signed by the person:
(i) stating the name and address of the
person; and
(ii) stating the basis on which the person
is a qualified person; and
(iii) stating the name and address of the
supplier of the circumvention device or cir-
cumvention service; and
(iv) stating that the device or service is to
be used only for a permitted purpose by a
qualified person; and
(v) identifying the permitted purpose by
reference to one or more of sections 47D,
47E, 47F, 48A, 49, 50, 51A and 183 and
Part VB; and
(vi) stating that a work or other subject-
matter in relation to which the person pro-
poses to use the device or service for a per-
mitted purpose is not readily available to
the person in a form that is not protected
by a technological protection measure.
Par contre, le DMCA lui prévoit des
dispositions bien plus restrictives et

c’est cette influence qui arrive par le
biais de la directive européenne au
cceur du projet Suisse. Citons parmi les
pays tres restrictifs également le Japon

Voila les spécialistes de I'information,
censés étre un soutien aux activités in-
tellectuelles, qui se trouvent engagés
sur le terrain du commerce internatio-
nal! Sont-ils vraiment suffisamment ar-
més pour résister aux pressions telle-
ment plus puissantes exercées par des
industries du loisir? Font-ils assez de

poids dans la balance des intéréts en
présence?

et constatons simplement que 'Austra-
lie, pays essentiellement importateur
d’ceuvres protégées, a mieux su refléter
les besoins des consommateurs dans sa
législation, que ne 'ont fait les pays es-
sentiellement exportateurs (les Etats-
Unis, 'Union européenne, le Japon)
qui privilégient la protection de I'indus-
trie du loisir contre le piratage?.

Was tun mit den vielen Informationen + Dokumenten ?...
Besuchen Sie unsere Praxis-orientierten Einfuhrungsmodule !

Modul 1

wo und wann
Ausbildung
Voraussetzungen
Kosten

Modul 2

wo und wann
Voraussetzungen
Kosten

Auskiinfte und Anmeldungen:
Walter Bruderer, Ritiweg 67, 3072 Ostermundigen ** @ 031/ 931 54 29 ** eMail: wabrom@freesurf.ch

,Googeln konnen alle*:
Effizientes Recherchieren im Beruf und Alltag //////
Bern; 24. und 25. Oktober 2006 (1. Tag 0915 - 1700 h, 2. Tag: 0915 - 1600 h) /
am Bildschirm

PC-vertraut, Internet-Kenntnisse
Fr. 600 fir Ausbildung am EDV-Arbeitsplatz, Kursunterlagen und Pausengetranke

Nach dem Besuch des Moduls kennen die Teilnehmer/innen:
e  Gezieltes Vorgehen beim Recherchieren (Planung, Durchfiihrung, Nachbearbeitung, Dokumentierung)

e  Wichtigste Internet-Suchwerkzeuge: Funktionsweise, Suchmodus, Ranking, Trunkierung, Bool‘sche Operatoren
e  Starken und Schwachen von Internet-Recherchen

e  Wichtigste Online-Dienste mit Ubungen, auch in kostenpflichtigen Datenbanken
e Schweizerische und internationale Internet-Angebote aus Bibliotheken, Verblinden, Medienarchiven usw.

Informationen sinnvoll verarbeiten und gezielt nutzen

Aarau; 7. + 8. November 2006 (1. Tag 0915 - 1700 h, 2. Tag: 0915 - 1600 h)
keine besonderen
Fr. 500 fiir Ausbildung, Kursunterlagen und Fachbuch

Nach dem Besuch des Moduls kennen die Teilnehmer/innen:
e  Sinn, Zweck, Ziele und Mdoglichkeiten einer systematischen Informations- und Dokumentationsverarbeitung

e  Grundsatzliche Anforderungen an die Verarbeitung (Entstehung, Aufbereitung, Bewertung, Selektion, Verdichtung,
Speicherung, Verwendung, Kommunikation, Ablage, Archivierung, Makulierung, Kosten/Nutzen)
e Systeme, um Informationen manuell oder EDV-unterstitzt auffindbar zu gestalten.
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l1l. Les accords de commerce

Nous avons rappelé plus haut que la
Convention de Berne autorise les Etats
parties a aménager des exceptions aux
droits exclusifs de reproduction dans
des cas spéciaux. Le fait que la formu-
lation soit relativement large, conjugué
a celui qu'aucun mécanisme de regle-
ment des différends n’est prévu par la
convention, ne permet pas aux pays ex-
portateurs d’ceuvres protégées de lutter
efficacement contre le piratage. Ceci est
a lorigine des pressions exercées par
ces pays afin d’obtenir au niveau inter-
national des solutions propres a enrayer
des pratiques de reproductions illicites
largement répandues notamment dans
des pays en voie de développement.

La réponse est venue sous forme d’une
annexe a l'accord de 1994 constituant
I'OMC, intitulé Accord sur les aspects
des droits de propriété intellectuelle qui
touchent au commerce (ADPIC ou
TRIPS™). Celui-ci reprend le test en 3
étapes, mais le formule de fagon restric-
tive.

Article 13

Limitations et exceptions

Les Membres restreindront les limitations
des droits exclusifs ou exceptions a ces
droits a certains cas spéciaux qui ne por-
tent pas atteinte a l'exploitation normale
de Pceuvre ni ne causent un préjudice in-
Justifi€ aux intéréts légitimes du détenteur
du droit.

LOMC posséde un organe de résolu-
tion des conflits concernant I'interpré-
tation et I'application du traité. Pour le
moment aucun cas n’a été jugé qui per-
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mettrait de voir de quelle facon seront
traitées les exceptions en faveur des bi-
bliotheques.

ADPIC est antérieur aux traités Inter-
netde ’OMPI et au DMCA et ne couvre
pas la protection des DRM. Cependant,
c’est la premiere fois que les droits
d’auteur se retrouvent dans le giron du
commerce international.

Depuis, de nombreux accords de libre-
échange ont été conclus par les Etats-
Unis au niveau régional ou bilatérals.
Ces accords contiennent des provisions
concernant la propriété intellectuelle,
dont le droit d’auteur fait partie, et in-
troduisent par ce biais des dispositions
conformes au DMCA. Une des caracté-
ristiques du DMCA est une fermeture
vis-a-vis de la recherche, car aucune
concession n’est faite pour accéder a
I'information protégée par les DRM.

L’Australie, que nous avons citée en
exemple plus haut, est en train de faire
I'expérience d’un durcissement voulu
par la conclusion de l'accord de libre-
échange avec les USA en 2004. En
vertu de celui-ci, 'Australie doit adapter
sa législation concernant la protection
des DRM aux solutions de la loi améri-
caine.

Récemment, le gouvernement suisse a
a son tour annoncé vouloir examiner
I'opportunité de conclure un accord bi-
latéral de libre-échange avec les USA™.
On peut partir de I'idée qu'un tel accord
comporterait des dispositions sembla-
bles a celles contenues dans les accords
bilatéraux précédemment conclus par

les Etats-Unis. Quelle serait alors la
conséquence pour la législation suisse
sur le droit d’auteur? Trés probable-
ment 'abandon de I'exception prévue a
lart. 39a, al. 4.

Voila les spécialistes de l'information,
censés étre un soutien aux activités in-
tellectuelles, qui se trouvent engagés
sur le terrain du commerce internatio-
nall Sont-ils vraiment suffisamment
armés pour résister aux pressions telle-
ment plus puissantes exercées par des
industries du loisir? Font-ils assez de
poids dans la balance des intéréts en
présence?

Personnellement, je pense que la voie
qui consisterait a ne pas appliquer les
dispositions lourdement influencées
par les intéréts — certes légitimes — de
l'industrie du loisir aux bibliothéques,
archives et institutions de recherche et
d’éducation est la seule qui pourrait
leur offrir une chance de survie. Dans
cette hypothese, il ne resteraitalors plus
qu'a persuader le législateur de faire
preuve d’imagination pour suivre la vo-
lonté de toute société démocratique de
permettre a ses citoyens l'acces a l'in-
formation et partant le véritable exer-
cice de la liberté d’opinion.

contact:
Jarka.Looks @isdc-dfjp.unil.ch

14 http://www.wto.org/french /docs_f/legal_f/27-
trips.pdf

15 http://www.ustr.gov/Trade_Agreements/
Section_Index.html

16 http://www.parlament.ch/afs/data/f/
gesch/2005/f_gesch_20053048.htm

ANNONCES/INSERATE

— arbido newsletter

— arbido print

— arbido website

-> inserate@staempfli.com
> 031 300 63 89

arbido 2 2006



	La situation en Suisse = Die Situation in der Schweiz
	Revision Urheberrechtsgesetz = Révision de la loi sur le droit d'auteur
	Das neue Urheberrecht bittet zur Kasse = Le nouveau droit d'auteur se présente à la caisse
	Tour d'horizon du droit d'auteur dans la perspective des bibliothèques = Überblick über das Urheberrecht aus der Perspektive der Bibliotheken
	Le droit de prêt en Suisse = Das Ausleihrecht in der Schweiz
	Urheberrecht und öffentliche Bibliotheken = Droit d'auteur et bibliothèques publiques
	Die Bibliotheken und das Öffentlichkeitsgesetz = Les bibliothèques et la loi sur le principe de la transparence dans l'administration
	L'influence des accords internationaux de commerce sur le droit d'auteur = Die Auswirkungen der internationalen Handelsabkommen auf das Urheberrecht


